
Deutscher Bundestag 
12. Wahlperiode 

Drucksache 12/4832 
(zu Drucksache 12/4500) 

30.04.93 

Ergänzung 
zur dritten Beschlußempfehlung und zum dritten Teilbericht 

des 1. Untersuchungsausschusses nach Artikel 44 des Grundgesetzes 
— Drucksachen 12/654, 12/662 — 

Beschlußempfehlung 

Der Bundestag wolle beschließen: 

Die Ergänzung zum dritten Teilbericht des 1. Untersuchungsaus-
schusses nach Artikel 44 des Grundgesetzes wird zur Kenntnis 
genommen. 

Bonn, den 28. April 1993 

Der 1. Untersuchungsausschuß 

Friedrich Vogel (Ennepetal) 
Vorsitzender 

Joachim Hörster 
Dr. Andreas von Bülow 

Berichterstatter 

Andrea Lederer 

Berichterstatterinnen 

Arno Schmidt (Dresden) 

Ingrid Köppe 



Drucksache 12/4832 	Deutscher Bundestag — 12. Wahlperiode 

Inhalt 

Seite 

Beschluß zur Feststellung der Ergänzung des dritten Teilberichts 	3 

Abweichender Bericht des Berichterstatters Dr. Andreas von Bülow 
(SPD-Fraktion) vom 27. April 1993  	5 

Abweichender Bericht der Berichterstatterin Andrea Lederer (Gruppe 
PDS/Linke Liste) vom 27. April 1993 	  47 



Deutscher Bundestag — 12. Wahlperiode 	Drucksache 12/4832  

Beschluß vom 28. April 1993 

1. Die abweichenden Berichte 

— des Berichterstatters Dr. Andreas von Bülow (SPD-Fraktion) vom 
27. April 1993 und 

— der Berichterstatterin Andrea Lederer (Gruppe PDS/Linke Liste) vom 
27. April 1993 

werden als Ergänzung des 3. Teilberichts (Bundestags-Drucksache 
12/4500) festgestellt. 

2. Die Ergänzung des 3. Teilberichts wird dem Deutschen Bundestag mit der 
Beschlußempfehlung vorgelegt, sie zur Kenntnis zu nehmen. 
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1. Vorbemerkung 

Der Untersuchungsausschuß hat in der Sitzung vom 
3. März 1993 den Dritten Teilbericht über die Prakti-
ken des Bereichs Kommerzielle Koordinierung bei der 
Beschaffung und Verwertung von Kunstgegenstän-
den und Antiquitäten mit der Ausschußmehrheit von 
CDU/CSU und FDP gegen die Stimmen der SPD 
festgestellt. Der Antrag der SPD, die Feststellung des 
Dritten Teilberichts zu vertagen, war vorher mit der 
Mehrheit der Stimmen von CDU/CSU und FDP abge-
lehnt worden. 

Von der SPD und den Gruppen von Bündnis 90/Die 
Grünen und PDS wurden daraufhin abweichende 
Berichte angekündigt. 

Die SPD bedauert, daß es im Gegensatz zu den ersten 
beiden Teilberichten des Untersuchungsausschusses 
nicht gelungen ist, einen von allen Mitgliedern des 
Ausschusses gemeinsam getragenen Dritten Teilbe-
richt zu beschließen, obwohl bei der Behandlung des 
dem Bericht zugrundeliegenden Untersuchungskom-
plexes weitgehend Übereinstimmung bestand. 

Ein im Dezember 1992 vom Ausschußsekretariat erar-
beiteter Entwurf des Dritten Teilberichts wurde über-
einstimmend von den Berichterstattern als Grundlage 
für einen gemeinsamen Bericht nicht akzeptiert. Ein 
daraufhin von Mitarbeitern der Ausschußmehrheit 
erstellter Änderungsentwurf wurde mit Einverständ-
nis der SPD der weiteren ausschußinternen Arbeit 
zugrunde gelegt.  

Bei dem für die Feststellung des Dritten Teilberichtes 
vorgeschlagenen Termin, 3. März 1993, ist die SPD 
davon ausgegangen, daß der Entwurf des Teilberich-
tes so rechtzeitig vorliegt, daß die Mitglieder des 
Ausschusses den Entwurf durcharbeiten, Anderungs-
vorschlage ausarbeiten und über Inhalt und Ande-
rungsbedarf beraten können. 

Nachdem vom Ausschußsekretariat die Verteilung 
des Entwurfs des Dritten Teilberichtes für den 19. Fe-
bruar 1993 mit gleichzeitiger Bitte um Stellungnahme 
bis zum 24. Februar 1993 angekündigt worden war, 
bat der Obmann der SPD-Fraktion im Untersuchungs-
ausschuß mit Schreiben vom 17. Februar 1993 den 
Vorsitzenden des Untersuchungsausschusses um Ab-
setzung der geplanten Feststellung des Dritten Teil-
berichtes von der Tagesordnung der nichtöffentlichen 
Sitzung am 3. März 1993. Diese Bitte wurde von der 
Ausschußmehrheit abgelehnt. 

Gleichwohl beteiligte sich die SPD an  der ganztägigen 
Mitarbeiterbesprechung am 26. Februar 1993 bei der 
fehlerhafte und unvollständige Darstellungen in dem 
Entwurf bereinigt werden konnten. Zu diesem Zeit-
punkt lag der Entwurf des Teils D „Gesamtbeurtei-
lung und Schlußfolgerungen" noch nicht vor. Dieser 
Teil ging den Mitgliedern des Untersuchungsaus-
schusses erst am 2. März 1993, einen Tag vor der 
geplanten Feststellung des Dritten Teilberichts zu. Die 
aufgrund der Mitarbeiterbesprechung überarbeiteten 

Teile A bis C waren am 1. März 1993 gegen 17.00 Uhr 
verteilt worden. 

Bei diesem Zeitablauf hatte kein Abgeordneter der 
SPD bis zur Sitzung am 3. März 1993 Zeit und 
Gelegenheit auch nur zu einem oberflächlichen 
Durchlesen. 

Es bleibt für die SPD unerfindlich, weshalb die Aus-
schußmehrheit den Dritten Teilbericht unter diesen 
Voraussetzungen feststellen mußte, zumal weitere 
Teilberichte des Untersuchungsausschusses nach 
ihrem Willen bis zum Ende der Legislaturpe riode 
nicht mehr erstellt werden sollen. 

2. Abweichende Auffassung der Mitglieder 
der SPD-Bundestagsfraktion 
im Untersuchungsausschuß 

a) Die wesentlichen Inhalte der Teile A bis C des von 
der Ausschußmehrheit festgestellten Dritten Teil-
berichtes können von den Mitgliedern der SPD im 
Untersuchungsausschuß trotz teilweiser tenden-
zieller Darstellung mitgetragen werden. 

Aus Sicht der SPD wurden einige Sachverhalte 
jedoch nicht oder nur unvollständig in den Bericht 
aufgenommen, was bei einer Verschiebung der 
Feststellung hätte vermieden werden können. 

Hierzu gehören, 

— die Darstellung der Rolle des früheren General-
direktors der Kunst und Antiquitäten GmbH, 
Horst Schuster, 

— die von der Ausschußmehrheit eher beschöni-
gend dargestellte Rolle des früheren Antiquitä-
tenhändlers Siegfried Kath, 

— die Rolle der westlichen Geschäftspartner der 
Kunst und Antiquitäten GmbH und der Bundes-
regierung nach Bekanntwerden der Geschäfts-
praktiken, 

— der vom Umsatz her aus dem Rahmen fa llende 
Erwerb einer Meißener Porzellansammlung 
durch den früheren Strauß-Vertrauten und 
DDR-Geschäftspartner Josef März. 

Bis auf den früheren Generaldirektor Horst Schu-
ster verzichtet die SPD auf eine Darstellung der 
Feststellungen des Untersuchungsausschusses 
über die Tätigkeit weiterer Mitarbeiter der Kunst 
und Antiquitäten GmbH für das MfS. Die Rolle des 
MfS im Bereich Kommerzielle Koordinierung wird 
in einem gesonderten Kapitel des Abschlußberich-
tes umfassend dargestellt werden müssen. Das 
gleiche gilt für bestimmte Sondergeschäfte der 
Kunst und Antiquitäten GmbH, die dem Untersu-
chungskomplex „Allgemeine Wirtschaftskrimina-
lität" zuzuordnen sind. 
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b) Die im Teil D des festgestellten Dritten Teilberich-
tes vorgenommene „Gesamtbeurteilung und 
Schlußfolgerungen" wird von der SPD nicht voll 
mitgetragen. Wesentlicher Grund hierfür ist, daß 
entgegen der früher einvernehmlichen Auffassung 
der Mitglieder des Ausschusses auf eine Kritik an 
der Entscheidung des Bundesgerichtshofes im 
Falle Werner Schwarz verzichtet wurde, obwohl 
aus der Einzelfalldarstellung im Mehrheitsbericht 
weiterhin der Schluß gezogen werden kann, daß 
der Bundesgerichtshof bei Berücksichtigung aller 
entscheidungsrelevanten Gründe zu einem ande-
ren Urteil gekommen wäre. 

3. Ergänzungen des Mehrheitsberichtes 
(Teile A bis C) 

a) Zur Rolle des früheren Generaldirektors 
der Kunst und Antiquitäten GmbH 
Horst Schuster 
(Seite 12 ff. des Mehrheitsberichtes) 

Horst Schuster war vom 20. Januar 1973 bis zum 
22. Dezember 1980 Hauptgeschäftsführer der 
Kunst und Antiquitäten GmbH. Bereits vor Auf-
nahme dieser Tätigkeit war er langjähriger inoffi-
zieller Mitarbeiter des MfS (IM „Sohle"). Im 
Dezember 1980 wurde Horst Schuster als Hauptge-
schäftsführer der Kunst und Antiquitäten GmbH 
durch Joachim Farken (IM „Hans Borau") abgelöst. 
Die Ablösung stand offensichtlich im Zusammen-
hang mit dem vom MfS nicht genehmigten Bau von 
Einfamilienhäusern für sich selbst und seine Füh-
rungsoffiziere aus der HA XVIII des MfS. 

Trotz dieser wirtschaftlichen Unregelmäßigkeit 
wurde Horst Schuster nach seiner Ablösung wei-
terhin im Bereich Kommerzielle Koordinierung in 
verantwortlicher Stellung bei der BERAG-Export-
Import  GmbH eingesetzt. 

Während seiner Tätigkeit bei der BERAG nahm 
Horst Schuster 1982 über seine spätere Ehefrau 
Anka von Witzleben, die bei der Kunst und Anti

-quitäten GmbH als Gutachterin tätig war und die er 
dort kennengelernt hatte, Kontakt zum BND auf. 
Mit Hilfe des BND hat Horst Schuster zusammen 
mit Anka von Witzleben Ostern 1983 die DDR über 
Ungarn verlassen und seinen Wohnsitz in Bayern 
genommen. 

Von 1982 bis 1983, vor allem aber nach seinem 
Überwechseln in die Bundesrepublik Deutschl and 
hat Horst Schuster dem BND umfangreiche Infor-
mationen über den Bereich Kommerzielle Koordi-
nierung und speziell auch über die Kunst und 
Antiquitäten GmbH erteilt. 

In seiner Vernehmung durch den Untersuchungs-
ausschuß am 19. März 1992 hat Horst Schuster 
bestätigt, daß er in den sechziger Jahren während 
einer Auslandsreise nach Paris durch den CIA als 
Agent angeworben wurde. 

Nach der Enttarnung und Verhaftung eines ande-
ren CIA-Agenten in der DDR im Juni 1966 wurde 
Horst Schuster während eines Auslandsaufenthal-
tes von einem CIA-Mitarbeiter angeraten, nicht in 
die DDR zurückzukehren. 

Trotz dieser Warnung reiste er zurück und wurde in 
dem Prozeß gegen den enttarnten CIA-Agenten 
durch das MfS als Zeuge der Anklage präsentiert, 
wodurch er offensichtlich selbst einer strafrechtli-
chen Verfolgung entging. 

Folge für Horst Schuster war, daß er erst ab 1978 
wieder Reisen in das „nichtsozialistische Wi rt

-schaftsgebiet" durchführen durfte. 

Aus Materialien des Bundesbeauftragten für die 
Unterlagen des Staatssicherheitsdienstes der ehe-
maligen DDR ergeben sich Hinweise, daß Horst 
Schuster während seiner Tätigkeit bei der Kunst 
und Antiquitäten GmbH zusammen mit dem öster-
reichischen Geschäftspartner Hans-Peter Schillin-
ger von der in der Schweiz ansässigen Firma 
RCM-AG („Rubens Consulting Marke ting") rd. 
2,3 Mio. DM zu Lasten der DDR einbehalten haben 
soll. Zudem soll Horst Schuster über ein persönli-
ches Konto in der Schweiz verfügt haben. 

Bei der Summe von 2,3 Mio. DM soll es sich um den 
Provisionsanteil aus Geschäften im Werte von rd. 
15 Mio. DM gehandelt haben, die von der Kunst 
und Antiquitäten GmbH über die Schillinger Firma 
RCM abgewickelt worden waren. 

Nach seiner Flucht in die Bundesrepublik Deutsch-
land kam es zwischen Schuster und Schillinger zu 
finanziellen Auseinandersetzungen um den Anteil 
an diesen Provisionsbeträgen. In einem Schreiben 
vom Dezember 1983 an  „Hans-Peter" (Schillinger) 
hat Schuster auf „mehr als fünfzehn Jahre unserer 
Zusammenarbeit mit dem Ziel einer gemeinsamen 
Wohlfahrt" hingewiesen. In dem Schreiben hat 
Horst Schuster auch seine frühere Tätigkeit für . 

westliche Geheimdienste hervorgehoben. (Doku-
ment 1) 

Um seine Geschäftsverbindungen zur DDR nicht zu 
verlieren, hat Hans-Peter Schillinger die einbehal-
tenen Gelder an die DDR zurückbezahlt. Jedenfalls 
hat der damalige Generaldirektor der Kunst und 
Antiquitäten GmbH Joachim Farken mit Schreiben 
vom 1. Dezember 1983 bestätigt, daß keinerlei 
Ansprüche gegenüber Hans-Peter Schillinger oder 
der RCM mehr bestehen. (Dokument 2) 

Die finanziellen Auseinandersetzungen zwischen 
Schuster und Schillinger wurden nach einer Über-
weisung von 250.000,— DM an  Schuster been-
det. 

Obwohl der Sachverhalt im Untersuchungsaus-
schuß bisher nicht restlos aufgeklärt wurde, halten 
die Mitglieder der SPD den Vorgang über die 
Veruntreuung der Gelder für sehr bedeutsam. 
Macht er doch deutlich, daß es Wirtschaftsfunktio-
nären bereits in einer scheinbar noch funktionie-
renden DDR mit Hilfe ausländischer Geschäfts-
partner möglich war, Gelder beiseite zu schaffen. 
Derartige Geldtransaktionen auf Schweizer Bank- 
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konten sind offensichtlich auch im Rahmen des 
Fleischhandels vorgenommen worden. 

b) Zur Rolle des Antiquitätenhändlers 
Siegfried Kath 
(Seite 14 ff. des Mehrheitsberichtes) 

Nach Auffassung der Mitglieder der SPD im Unter-
suchungsausschuß wurde im Dritten Teilbericht 
die Rolle des Antiquitätenhändlers Siegf ried Kath 
eher beschönigend dargestellt. 

Siegfried Kath wurde beim Aufbau seines für 
DDR-Verhältnisse riesigen Privatunternehmens 
mit Jahresumsätzen bis zu 30 Mio. Mark vom 
Bereich Kommerzielle Koordinierung und dem 
MfS zunächst unterstützt und geschützt. Der Stell-
vertreter von Alexander Schalck-Golodkowski, 
Manfred Seidel, unterband — als Offizier im beson-
deren Einsatz auftretend — offiziell bei der 
Bezirksverwaltung Dresden des MfS jede weiteren 
Ermittlungen gegen Siegfried Kath, die dort wegen 
seiner dubiosen Beschaffungsmethoden anhängig 
waren. Seltsam mutet auch an, daß Siegfried Kath 
international als abhanden gekommen deklarierte 
Meißener Kunstgegenstände den Staatlichen 
Sammlungen Dresden vermachen konnte. 

Hinweisen auf zweifelhafte Beschaffungen von 
Kunstgegenständen aus Kirchen konnte der Unter-
suchungsausschuß auch aus Rücksichtnahme auf 
seinen angegriffenen Gesundheitszustand nicht 
weiter nachgehen. 

Ungeklärt blieben bisher auch die wirklichen 
Gründe, die zu einer Förderung der geschäftlichen 
Aktivitäten von Siegfried Kath nach seinem 
erzwungenen Überwechseln in die Bundesrepu-
blik Deutschland durch den Bereich Kommerzielle 
Koordinierung geführt haben. 

c) Zur Rolle der westlichen Geschäftspartner 
der Kunst und Antiquitäten GmbH 
und die Rolle der Bundesregierung 
(Seite 56, Seite 48/49 des Mehrheitsberichtes) 

Von den rd. 40 Geschäftspartnern der Kunst und 
Antiquitäten GmbH in der Bundesrepublik 
Deutschland wurde nur der umsatzstärkste Händ-
ler Eduard Sabatier als Zeuge vom Untersuchungs-
ausschuß vernommen. Entsprechend unterbelich-
tet mußte das Geschehen auf westlicher Seite im 
Mehrheitsbericht dargestellt werden. Vor Ende der 
Beweisaufnahme sollte ein weiterer Zeuge aus 
dem Kreis der westlichen Geschäftspartner der 
Kunst und Antiquitäten GmbH vom Untersu-
chungsausschuß vernommen werden. 

Auch nach der Veröffentlichung der Geschäfts-
praktiken der Kunst und Antiquitäten GmbH in der 
Fachzeitschrift „art" im Jahre 1984 kam es zu 
keiner Änderung des Kaufverhaltens westlicher 
Kunst und Antiquitätenhändler. Im Gegenteil, 
nach den Unterlagen der Kunst und Antiquitäten 
GmbH kann eher davon ausgegangen werden, daß 
zusätzliche Kunst und Antiquitätenhändler nach 
der Veröffentlichung an  Geschäftsanbahnungen 

zur Kunst und Antiquitäten GmbH interessiert 
waren, weil sie eine neue Lieferquelle entdeckt 
hatten. 

Vollständig aufgeklärt wurde bisher auch nicht die 
Rolle der Bundesregierung. Die Methoden der 
Kunst und Antiquitäten GmbH waren der Bundes-
regierung durch die Aussagen von Horst Schuster 
beim BND, durch Veröffentlichung in der Fachzeit-
schrift „art" und durch die Prozeßführung im Falle 
Werner Schwarz bekannt. Gleichwohl wurde die 
Genehmigungspraxis für den Import von Antiqui-
täten nicht geändert. (Vgl. hierzu die beigefügten 
Dokumente 3 und 4) 

d) Direktverkauf von Kunstgegenständen 
und Antiquitäten an Josef März 
(Seite 53 des Mehrheitsberichtes) 

Der Rosenheimer Fleischgroßhändler und Fr anz-
Josef Strauß-Vertraute Josef März nutzte seine 
Geschäftsbeziehungen zum AHB Nahrung und 
seine durch Simon Goldenberg vermittelten Kon-
takte zum Bereich Kommerzielle Koordinierung 
dazu, Kunstgegenstände und Antiquitäten in 
der ehemaligen DDR zu erwerben. (Dokumente 6 
bis 9) 

Durch die Vernehmung des Liquidators der Kunst 
und Antiquitäten GmbH Horst Plokarz durch den 
Untersuchungsausschuß am 18. März 1992 wurde 
bekannt, daß Josef März Anfang 1984 220 Unikate 
der Staatlichen Porzellanmanufaktur Meißen zum 
Kaufpreis von 1 625 000,— Mio. DM erworben hat. 
Beim damaligen Kauf wurde eine Packliste sowie 
eine begleitende Fotodokumentation über die 
sogenannte Böttger-Sammlung übergeben. 

Die Porzellansammlung soll auch noch nach dem 
Tod von Josef März im Jahre 1988 verpackt im 
Hause März aufbewahrt worden sein. Im Jahre 
1991 wurde die Sammlung dann von der Erbenge-
meinschaft März an die in Verden/Aller ansässige 
Firma Eduard Sabatier weiterverkauft, ohne die 
Kisten vorher zu öffnen. Die Ini tiative für dieses 
Geschäft ging von der Firma Saba tier aus, die 
durch die Anstellung eines früheren Mitarbeiters 
der Kunst und Antiquitäten GmbH Kenntnis vom 
Erwerb der Sammlung durch Josef März erhalten 
hatte. 

Die Firma Sabatier will beim Öffnen der Kisten 
festgestellt haben, daß einige Unikate nicht mit der 
Fotodokumentation übereinstimmen, was zu einer 
Wertminderung der Sammlung in Höhe von 
1 007 000,— DM führte (Dokument 10). 

Die Aufforderung von Josef März jr. an  den Liqui-
dator Horst Plokarz, innerhalb von 14 Tagen ent-
weder die fehlenden bzw. nicht dokumentations-
gerecht gelieferten Unikate nachzuliefern oder 
1 007 000,— DM zu zahlen, wurde vom Liquidator 
Horst Plokarz dem Grunde und der Höhe nach 
zurückgewiesen (Dokument 11). 

Der Zeuge Eduard Saba tier hat bei seiner Verneh

-

mung durch den Untersuchungsausschuß am 
18. März 1992 ausgesagt, daß er sich mit Josef 
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März jr. geeinigt habe, März würde etwas zahlen 
und wäre behilflich, die fehlenden Objekte zu 
finden. 

Über den Erwerb der Porzellansammlung durch 
Josef März existieren nach Aussage des Zeugen 
Horst Plokarz bei der Kunst und Antiquitäten 
GmbH keinerlei Unterlagen. 

Das Geschäft mit der Porzellansammlung war auch 
Gegenstand der Vernehmung von Josef März jr. 
durch den Bayerischen Untersuchungsausschuß 
am 22. Oktober 1992. 

Auf Anfragen, ob es sich bei dem Geschäft um eine 
versteckte Provisionszahlung oder eine Belohnung 
für die Tätigkeit von Josef März handeln könnte, 
antwortete er: 

„Fakt ist, daß die Sache bezahlt worden ist, und das 
ist nachweisbar, weil die Einfuhrdokumente da 
sind. Und Fakt ist, daß das verkauft worden ist, das 
Meißen. Und darüber hinaus habe ich keine Kennt-
nisse. Das andere ist alles Mutmaßungen". 

4. Gesamtbeurteilung und Schlußfolgerungen 

Durch die 1973 gegründete Kunst und Antiquitäten 
GmbH wurden bis zum Beginn ihrer Liquidation im 
Februar 1990 rd. 330 Millionen Valutamark als 
Gewinn erzielt, wobei sich der jährlich erzielte 
Gewinn von rd. 11 Mio. Valutamark im Jahr 1974 auf 
rd. 34 Millionen Valutamark entwickelte. 

Die Kunst und Antiquitäten GmbH hat wie alle Firmen 
des Bereiches Kommerzielle Koordinierung nach 
kapitalistischen Grundsätzen mit dem Ziel der 
Gewinnmaximierung zur Devisenerwirtschaftung ge-
arbeitet. Dabei bediente sie sich teilweise erpresseri-
scher Methoden, die einer rechtsstaatlichen Prüfung 
nicht standhalten. 

Bei der Beschaffung von Waren für die Geschäftstä-
tigkeit der Kunst und Antiquitäten GmbH besaß der 
VEB Antikhandel Pima als Ankaufsbetrieb eine 
Sonderstellung. Er konnte Waren zu einem Mehr-
fachen des tatsächlichen Wertes einkaufen, was 
zu einer allgemeinen Wertsteigerung von Kunstge-
genständen und Antiquitäten in der ehemaligen 
DDR führte. 

Bereits vor der Behandlung des Untersuchungskom-
plexes „Kunst und Antiquitäten" hatten die Mitglie-
der des Untersuchungsausschusses durch Buch- und 
Presseveröffentlichungen Hinweise auf obskure Ma-
chenschaften beim Handel mit Kunst und Antiquitä-
ten in der ehemaligen DDR erhalten, die durch zahl-
reiche Briefe von davon betroffenen Bürgern an den 
Untersuchungsausschuß untermauert wurden. Von 
den bekannt gewordenen Fällen konnten nur einige 
wenige im Untersuchungsausschuß behandelt wer-
den. Dabei wurde deutlich, daß bei der Beschaffung 
von Waren für den Export in die Bundesrepublik 
Deutschland und Länder des westlichen Auslandes 
zur Devisenbeschaffung die Übernahme von Samm-
lungen einzelner Bürger nach Steuerverfahren oder 
Steuerstrafverfahren eine besondere Rolle gespielt 

haben. Einzelne Sammlungen wurden durch planmä-
ßiges und skrupelloses Handeln von Organen der 
Steuerverwaltung, des Ministe riums für Staatssicher-
heit und der Justiz zur Grundlage von Steuerstrafver-
fahren gemacht. Mit dem Anstieg der Ankaufspreise 
erhöhte sich auch der Wert der im Privatbesitz befind-
lichen Sammlungen. Ausgehend von einem Steuer-
recht mit einer Steuerfreigrenze von 50 000,— DM 
wurde eine Situation geschaffen, daß Privatsammler 
— für sie oftmals unbemerkt — über diese Freigrenze 
hinauskamen und in die Fänge staatlicher Organe der 
ehemaligen DDR gerieten. Steuerlich ungeschoren 
blieben jedoch die Angehörigen der Politprominenz, 
die wie Alexander Schalck-Golodkowski Kunst und 
Antiquitäten von beträchtlichem Wert besaßen. 

Trotz formaler Einhaltung der Kulturschutzvorschrif-
ten zeigt auch das Vorgehen des Bereiches Kom-
merzielle Koordinierung beim Verkauf von wert-
vollen Kunstgegenständen und Antiquitäten aus 
den Museen an  westliche Händler, daß der ehema-
ligen DDR jedes Mittel zur Devisenerwirtschaftung 
recht war. 

Spätestens seit Erscheinen des Aufsatzes in der Fach-
zeitschrift „a rt " im Jahre 1984 waren bei westlichen 
Händlern die Methoden der Beschaffung von Kunst-
gegenständen und Antiquitäten in der ehemaligen 
DDR bekannt. Das hatte aber auf die Geschäfte der 
Kunst und Antiquitäten GmbH keinen negativen 
Einfluß. Es kann sogar davon ausgegangen werden, 
daß sich erst nach der Veröffentlichung weitere west-
liche Händler um Geschäftsanbahnungen mit der 
Kunst und Antiquitäten GmbH bemühten. Diese 
Händler müssen sich heute den Vorwurf gefallen 
lassen, daß sie durch den geweckten Bedarf den 
Praktiken der Kunst und Antiquitäten GmbH Vor-
schub geleistet haben. 

Die Machenschaften der Kunst und Antiquitäten 
GmbH und deren Helfern in verschiedenen Staatsor-
ganen der ehemaligen DDR waren auch der Bundes-
regierung bekannt. Weder der Bundesminister für 
Wirtschaft noch der Bundesminister für Innerdeutsche 
Beziehungen sind aktiv geworden, um im innerdeut-
schen Handel wirksame Gegenmaßnahmen zu ergrei-
fen. 

Abweichend von der Ausschußmehrheit sind die Mit-
glieder der SPD im Untersuchungsausschuß nach wie 
vor der Auffassung, daß vom Bundesgerichtshof die 
Beschlagnahmepraxis im Fall des Kunstsammlers 
Werner Schwarz nicht richtig bewertet wurde. Bei 
Berücksichtigung aller Umstände hätte der Bundes-
gerichtshof zu einer anderen Entscheidung kommen 
müssen. 

Die Mitglieder der SPD im Untersuchungsausschuß 
unterstützen die Empfehlung der Ausschußmehrheit 
an den Gesetzgeber, Möglichkeiten einer wenigstens 
teilweisen Wiedergutmachung und der Herausgabe 
von zu Unrecht weggenommenen Kunstgegenstän-
den und Antiquitäten zu prüfen. 

Trotz des Zeitdrucks bei der Erfüllung des Untersu-
chungsauftrages sollte sich der Ausschuß darauf ver-
ständigen, daß bis zum Abschlußbericht noch einige 
offen gebliebene Fragen geklärt werden. 
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5. Übersicht über Inhalt und Fundstellen 
der aufgenommenen Dokumente 

► Schreiben von Horst Schuster vom Dezember 1983 
an seinen früheren Geschäftspartner Hans-Peter 
Schillinger 
Fundstelle: MAT A 121, Bd. 1338, S.6 bis 10 
Dokument 1 

► Schreiben der Kunst und Antiquitäten GmbH an 
Hans Schillinger von der Rubens Consultant & Mar-
keting AG mit dem bestätigt wird, daß keine Ansprü-
che mehr bestehen 
Fundstelle: MAT A 125, Bd. 51 II, S. 439 
Dokument 2 

► MfS-Information vom 20. Dezember 1983 über 
Aktivitäten der Bundestagsverwaltung und des 
Gesamtdeutschen Institutes — Bundesanstalt für 
Gesamtdeutsche Aufgaben über Aktivitäten im 
Zusammenhang mit der Beschaffung von Antiquitä-
ten im Wege von Steuerstrafverfahren 
Fundstelle: MAT A 148 
Dokument 3 

► Vermerk der BMWi-IV 1 — 28 79 01/2 vom 
15. Januar 1987 zum Urteil des Kammergerichtes 
Berlin zum Berufungsurteil im Fall Werner Schwarz 
Fundstelle: MAT A 136, Bd. 6 
Dokument 4 

► Schreiben von Prof. Dr. Karl Kreuzer vom Institut 
für Rechtsvergleichung sowie ausländisches Zivil-
und Handelsrecht der Bayerischen Julius-Maximili-
ans-Universität vom 25. Februar 1992 mit beigefügter 
Kommentierung der Entscheidung des Bundesge-
richtshofes im Falle Werner Schwarz 
Fundstelle: MAT B 82 
Dokument 5 

► Vermerk des Generaldirektors der Kunst und Anti-
quitäten GmbH, Joachim Farken, über ein Gespräch 
mit Josef März über den Verkauf von Bildern aus der 
Münchener Schule vom 30. Juli 1982 
Fundstelle: MAT A 125, Bd. 44, S. 475 
Dokument 6 

► Information des Generaldirektors der Kunst und 
Antiquitäten GmbH, Joachim Farken, vom 22. Mai 
1984 über einen Besuch bei Josef März in Rosen-
heim 
Fundstelle: MAT A 125, Bd. 48 Teil I, S. 346 
Dokument 7 

► Umsatzabrechnung der Kunst und Antiquitäten 
GmbH vom 12. Mai 1986 über Lieferungen an die 
Firma März 
Fundstelle: MAT A 125, Bd. 24, S. 3 
Dokument 8 

► Unterlage über den Ankauf von Antiquitäten 
durch Josef März vom 30. September 1986 
Fundstelle: MAT A 125, Bd. 24, S. 2 
Dokument 9 

► Schreiben von Josef März jr. an die Kunst und 
Antiquitäten GmbH vom 15. März 1991 mit Anla-
gen 
Fundstelle: MAT A 125, Bd. 24, S. 8 bis 14 
Dokument 10 

► Schreiben des Liquidators der Kunst und Antiqui-
täten GmbH an Josef März jr. vom 25. März 1991 über 
die Zurückweisung von Forderungen 
Fundstelle: MAT A 125, Bd. 24, S. 28 
Dokument 11 
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6. Dokumentenanhang 



Dokument 1 







Transkription von Seite 3, ab 2. 

2. Herr Rubens informierte auch Herrn von Schoeler darüber, 

daß der Grund Deiner Teilnahmslosigkeit und Deines 

Schweigens am 07.12.1983 darauf zurückzuführen ist, daß 

Du von der DDR Redeverbot erhalten hast. Und das in der 

Schweiz! 

Damit ist einerseits bewiesen, was gerade unter c) 

ausgeführt wurde. 

Ein Redeverbot mit mir von den gleichen Leuten hat Dich 

aber doch von 1981 - 1983 niemals abgehalten, Dich mit 

mir in der CSSR und Ungarn illegal zu treffen, um dort 

die uns beide begünstigenden Geschäfte zu verhandeln, 

an denen ich jetzt aber keinen Anteil mehr haben soll. 

Das wird schwierig zu erklären sein. 







Dokument 2 

Internationale Gesellschaft 
für den Export und Import 

 von Kunstgegenständen 
und Antiquitäten 

DDR 108 Berlin 
Französische Straße 15 

Telefon: 220 26 71 
Telex: 112 962 

Telegramm: Kunst Berlin 

Herrn 
Hans Schillinger 
Rubens Consultant L Marketing AG 

Gschweighus 

CH-64o3 Küßnacht  

Ihr Zeichen Ihr Schreiben 
Geschäftsnummer 
Unser Zeichen Berlin, den ol. 12. 1983 

Sehr geehrter Herr Schillinger! 

Sie informierten die Geschäftsleitung der Kunst und Antiquitäten 

GmbH über Forderungen und Ansprüche, welche der ehemalige Haupt-

geschäftsführer unserer Firma, Herr Horst Schuster, Ihnen 

gegenüber im Zusammenhang mit Geschäften der Kunst und Anti-

quitäten GmbH sowie anderen von ihm angeblich durchgeführten 

Geschäften erhoben haben soll. 

Wie bereits in unserem Schreiben vom 22.o6.1983 festgestellt, 

bestehen keinerlei Ansprüche der Kunst und Antiquitäten GmbH 

Ihnen persönlich respektive der Rubens Consultant & Marketing 

AG gegenüber. 

Fest steht, daß Herr Horst Schuster in seiner Eigenschaft als 

ehemaliger Hauptgeschäftsführer der Kunst und Antiquitäten GmbH 

nur in unserem Auftrag verhandeln, rechtsverbindliche Er-

klärungen abgeben und auftreten durfte und das nur bis zum 

15.12.198o, also zu dem Tage, an dem seine Vertretungsbe-

fugnis als Hauptgeschäftsführer unserer Firma erlosch. 

Bankverbindung: 
Deutsche Handels-Bank AG 
Deutsche Außenhandelsbank 
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Forderungen und Ansprüche des Herrn Horst Schuster Ihnen 

und den mit der Abwicklung dieser Geschäfte befaßten 

Firmen gegenüber, soweit diese vor dem genannten Zeit-

punkt entstanden sein sollen, bestehen somit nicht zu 

Recht. 

Wir behalten uns vor, wegen unerlaubter Handlungen gegen 

Herrn Horst Schuster vorzugehen. 



Dokument 3 

Gegnerische Aktivitäten im Zu-
sammenhang mit Kunstgegenständen 
aus der DDR Streng vertraulich 

Information A/26992/20/12/83  

Zuverlässig gelangten im Rahmen der operativen Arbeit Hinweise zu Aktivitäten 
von Kräften verschiedener Einrichtungen der Bundesregierung zur Kenntnis, 
die mit dem angeblichen Verkauf privater Kunstgegenstände durch staatliche 
Organe der DDR in die BRD bzw. nach Westher in im Zusammenhang stehen. 

Vorliegenden Angaben zufolge wandten sich Kräfte der Hauptabteilung W (Wis-
senschaftliche Dienste) der Verwaltung des Bundestages an den derzeit als 
Leiter des Referates IV/2 (Recht, Verwaltung, Justitiariat) des 

Gesamtdeutschen Institutes - 
Bundesanstalt für gesamtdeutsche Aufgaben (BfgA) 

fungierenden Beamten 

KITTKE, Horst-Dieter. 	 (1) 

Aufgrund einer entsprechenden Anfrage eines namentlich  nicht bekannt .gewor-
denen Bundestagsabgeordneten erkundigten sie sich bei Kittke, ob den Kräf-
ten der BfgA Fälle bekannt sind, in denen aus dem Besitz von ehemaligen DDR

-

Bürgern stammende Kunstgegenstände von den staatlichen Sachverwaltern der 
DDR über den VEB Staatlicher Kunst- und Antiquitätenhandel ins Operationsge

-

biet verkauft wurden, und wie es um den Wahrheitsgehalt derartiger Informationen 
bestellt sei. 

Kittke bestätigte, daß auch in der BfgA diesbezügliche Hinweise vorliegen. 
Ihm selbst sei ein Fall bekannt, daß ein Kunstsammler in der DDR von den 
Zuständigen Organen wegen Steuerhinterziehung belangt und ein Teil seiner  
Sammlung beschlagnahmt wurde. Verschiedene dieser beschlagnahmten Gegenstände 
tauchten später bei Westberliner Antiquitätenhändlern auf. In einem weiteren 
Fall seien laut Kittke Museumsmitarbeiter und Angehörige der Zollverwaltung 
bei Verwandten von DDR-Bürgern vorstellig geworden, die ins Operationsge-
biet übergesiedelt waren und bei den betreffenden Verwandten Kunstgegen

-

stände in  Verwahrung gegeben hatten. Unter dem Vorwand, die Kunstgegenstände 
seien nicht ordnungsgemäß gelagert und bedürften sachgemäßer Behandlung, hätten 
die Vertreter der Staatsorgane der DDR die Kunstwerke mit sich genommen. 
Kittke bemerkte zynisch, daß die "sachgemäße Behandlung" auch in diesem Fall 
in westdeutschen Antiquitätengeschäften geendet habe. 
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In diesem Zusammenhang verwies Kittke darauf, daß offenbar die Häufung 
solcher Fälle zu Versuchen betroffener  Personenkreise geführt habe, die 
Pressemedien in der BRD und Westberl in zu mobilisieren und unter der 
westdeutschen Bevölkerung eine Protestwelle gegen die angeblich rechts-
widrige Handlungsweise der zuständigen DDR-Organe zu entfachen. 

So sei zum Beispiel am 13. Dezember 1983 ein Vertreter der amerikanischen 
"New York Herald Tribune" beim Präsidenten der BfgA, 

KOHN, Detlef, 	 (2) 

vorstellig geworden und habe um nähere Auskünfte zu diesem Sachverhalt er-
sucht. Kühn habe dem Journalisten jedoch jegliche Auskunft mit der Begründung 
verweigert, daß es sich nach bisherigen Erkenntnissen der Kräfte der BfgA bei 
den bekannt gewordenen Tatsachen um Einzelfälle handelt, die man nicht ver

-

allgemeinern dürfe. 

Auf die Frage der Kräfte der Bundestagsverwaltung, was sie auf Anfragen ehe-
maliger DDR-Bürger, die auf ihre Eigentumsrechte an solchen Kunstgegenständen 
pochen, erwidern sollen, empfahl Kittke, die bet reffenden Personen an das der 
BfgA übergeordnete 

Bundesministerium für innerdeutsche 
Beziehungen (BMB) 

zu verweisen. Laut Kittke handelt es sich bei der genannten Problematik um 
ein politisches Problem, das nur auf politischem Wege gelöst werden könne. 
Die Kräfte der BfgA könnten daher nicht auf eigen Verantwortung irgendwelche 
Schritte einleiten. 

Erfassungsverhältnisse: , 

(1) erfaßt für HV A 
(2) erfaßt für HV A 



Dokument 4 

IV 1 - 28 79 01/2 Bonn, 15.01.1987 
Hausruf: 2168 

VERMERK 

Betr.:  Antiquitäten aus der DDR 

Bezug:,  Urteil des Kammergerichts Berlin (vgl. Anlage 1) 

1. Sachverhalt 

Hit dem beigefügten Berufungsurteil wird einem Kläger Recht 

gegeben, der von eines West-Berliner Antiquitätengeschäft , 

die Herausgabe seiner alten Standuhr verlangt. Die Standuhr 

war einige Jahre zuvor in der DDR zusammen mit  anderen 

Antiquitäten unter rechtswidrigen Umständen beschlagnahmt 

und sodann von der Firma  Kunst-  und Antiquitäten GmbH - 

Internationale  Gesellschaft für den Export und Import von 

Kunstgegenständen und Antiquitäten - in Berlin (Ost) an die 

Beklagte verkauft worden. Die DDR-Firma ist offensichtlich 

dem Ministerium für Staatssicherheit und der Abteilung 

Kommerzielle Koordinierung des Ministeriums für Außenhandel 

zugeordnet. Die Beklagte ließ die Gegenstände in dem 

Verkaufslager der Verkäuferin in Mühlenbach (DDR) von einem 

Spediteur abholen und nach Berlin (West) bringen. Ob die 

Veräußerung nach den Regeln des innerdeutschen Handels oder 

als Bargeschäft in Devisen abgewickelt wurde, ist aus der 

Entscheidung nicht ersichtlich. Die Rechtsstaatswidrigkeit 

- 2 - 
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der Beschlagnahme und Veräußerung sieht das Gericht 

insbesondere in der gegen unseren ordre public verstoßenden 

Verfahrensweise und der entschädigungslosen Enteignung durch 

die DDR, die sich wie folgt zusammenfassen lassen: 

Unter dem Vorwand, die Wasseruhr auswechseln zu wollen, 

verschafften sich as  08. Dezember 1981 ein Staatsanwalt, 

Beamte des Finanzamtes und der Steuerfahndung sowie 

Beauftragte des VEB Antikhandel in Pirna Einlaß in das Haus 

des Klägers in Rathenow. Sie erfaßten die dort befindlichen 

Antiquitäten in einer Liste mit insgesamt 1.774 Positionen 

und einem Gesamtwert von 1.444.170,-- Hark, in der auch die 

Standuhr mit einem Wert von 15.000,-- Hark enthalten war, 

und verhafteten den Kläger wegen Steuerverkürzung. In der 

Folgezeit wurde eine Nachbesteuerung des Vermögenszuwachses 

beim Kläger von anfänglich 150.000,-- Hark im Jahr 1972 auf 

1.972.000,-- Hark im Jahr 1981 vorgenommen; dabei ergab sich 

eine Steuerschuld des Klägers von 1.428.095,-- Hark. Im 

übrigen wurde der Kläger neben einer Freiheitsstrafe zu 

einer Geldstrafe von 100.000,-- Hark verurteilt. Zur 

teilweisen Befriedigung dieser Forderungen wurde der 

Anspruch des Klägers auf Herausgabe der beschlagnahmten 

Gegenstände an die Firma Kunst- und Antiquitäten GmbH 

überwiesen, die ihrerseits die Verwertung der Gegenstände 

vornahm. 

Der Kläger wurde 1983 freigekauft, entdeckte in Berlin 

(West) in den Auslagen der Beklagten seine Standuhr und 

verlangt nun deren Herausgabe. Die Beklagte hat  den  

Vernehmen nach Revision eingelegt. 

3 - 
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In dem beigefügten Artikel in der FAZ vom 05.01.1988 wird 

der Fall dargestellt und kommentiert (vgl. Anlage 2). 

2. Bewertung  

Der Bezug von Antiquitäten im  Rahmen des innerdeutschen 

Handels war bis 1987 einzelgenehmigungspflichtig. Nach 

Abschluß des Kulturabkommens wurde zur Erleichterung für 

Kunstausstellungen neben des Bezug von Kunstgegenständen und 

Ausstellungsstücken auch der Bezug von Antiquitäten 

allgemein genehmigt. Der vom Kammergericht entschiedene Fall 

wurde zum Anlaß genommen, diese Regelung nochmals zu 

überprüfen. Das Ergebnis ist, daß es bei der getroffenen 

Regelung bleibt, und zwar aus folgenden Gründen: 

- Nach den im Urteil getroffenen Feststellungen ist von 

einer Generellen Vermutung, die Antiquitäten seien in 

rechtsstaatswidriger Weise in den Besitz des verkaufenden 

DDR-Unternehmens gelangt, nicht, auszugehen (vgl. Blatt 37 

des Urteils). 

- Aus den zur Genehmigung vorgelegten Verträgen ergeben sich 

in der Regel keine Anhaltspunkte, auf welche Weise die 

Gegenstände in die Verfügungsgewalt des verkaufenden 

DDR-Unten rehmens gelangt sind. Die Prüfung der Verträge 

auf Grande hin, die eine Ablehnung konkret rechtfertigen, 

würde also ohne Ergebnis sein. 

- Die Einzelgenehmigung als "Warnsignal" kommt ebenfalls 

nicht in Betracht, weil dieses Signal bereits durch die 

zivilrechtliche Entscheidung wirkungsvoll gesetzt ist: 

kein Eigentumserwerb an entschädigungslos enteigneten 

Gegenständen. 

- 4 - 



- 4 - Es ist jedoch beabsichtigt, daß TSI in einer der nächsten 

Verhandlungen MAH darauf hinweist, daß unsere Seite den 

Handel mit solchen Waren strikt ablehnt, die seitens der DDR 

in rechtsstaatswidriger Weise erworben wurden. Außerdem 

seien solche Geschäfte geeignet, den guten Ruf des 

innerdeutschen Handels zu beeinträchtigen. 

ZR teilt diese Auffassung. 

Dr. Vogel-Claussen 



Dokument 
INSTITUT FÜR RECHTSVERGLEICHUNG 
SOWIE AUSLÄNDISCHES ZIVIL-  UND HANDELSRECHT 

DER BAYERISCHEN JULIUS-MAXIMILIANS-UNIVERSITÄT 
VORSTAND: UNIV.-PROF DR. KARL KREUZER 

25. Februar 1992 
Institut fü r Rechtsvergleichung der Bayerischen Julius-Maximilians-Universität. 
Domerschulstrasse 16. D-8700 Würzburg 

An den Vorsitzenden 
des Untersuchungsausschusses 
Schalck-Golodkowski 
des Bundestages 
Herrn  Rechtsanwalt Eylmann 
Bundestag 

5300 Bonn 

Betr.: Devisenbeschaffung seitens der Ex-DDR durch Steuerzwangsvollstreckung in 
Kunstgegenstände 

Bez.: Bericht in der FAZ vom 21.2.1992, S. 4 

Sehr geehrter Herr Vorsitzender, 

wie sich aus dem obengenannten Bericht der FAZ ergibt, vertritt der Ausschuss die Auffassung, 

daß die in Sachen Schwarz ergangenen "Urteile aus Karlsruhe im Lichte der heutigen Erkennt-

nisse nicht haltbar" sind. Ich darf mir erlauben, Ihnen in der Anlage die Kopie einer Anmerkung 

zu der Entscheidung des BGH (und des Kammergerichts) in dieser Sache zu übersenden, die ich 

Ende 1990 verÖffentlicht habe. Ich meine darin deutlich gemacht zu haben, daß die Entscheidung 

des Bundesgerichtshofs klar gegen die Verfassung verstößt (vgl. zusammenfassend ibid. S. 371 

f.). Die Entscheidungen waren nicht nur aus heutiger Sicht, sondern auch im Zeitpunkt ihres Er-
lasses  - sehr zurückhaltend formuliert - völlig unhaltbar. Mir scheint es dringend geboten, Herrn 

Schwarz wegen dieser eklatanten Fehlentscheidungen Genugtuung zu verschaffen. 

Mit freundlichen Grüßen 

Ihr sehr ergebener 

(Prof. Dr. K. Kreuzer) 

Anlage 



Entscheidungsrezensionen 

Habent sua fata horologia — Zur 
Vorfrage der Anerkennung fremdstaat-
licher Steuervollstreckungsakte 

zu KG. 29. 9. 1987 - 17 U 492/87. unten S. 393. Nr. 61 a und 
BGH. 22. 9. 1988 - IX ZR 263/87. unten S. 398. Nr. 61 b) 

von Prof. Dr. Karl Kreuzer. Würzburg/Straßburg 

1. Einführung 

Aus heutiger Sicht scheinen die hierzu besprechenden Ur-
teile des KG v. 29. 9. 1987 und des BGH v. 22. 9. 1988 eher 
zeitgeschichtliche Dokumente einer glücklicherweise zu Ende 
gegangenen Epoche und damit keiner weiteren Erörterung wert 

sein. Indessen werfen die Entscheidungen schwierige grund

-

tzliche Fragen auf. deren Erörterung über den konkreten Fall 
hinaus lohnt. Es geht um die Vorfrage der Eigentümerstellung 
im Rahmen eines in der Bundesrepublik geführten Vindikations-
prozesses hinsichtlich einer Standuhr. die aus der Kunstsamm-
lung des früher in der DDR kbenden Kl. stammt. Die Bekl.. 
(Berufungs- und Revisionski.) bot die streitgegenständliche 
Standuhr in ihren Westberliner Ausstellungsräumen zum Ver-
kauf an. Das LG Berlin und das KG gaben der Herausgabeklage 
statt. der BGH hob diese Entscheidung auf und wies die Klage 
ab. Die Vorfragenproblematik ist bei dem vorliegenden komple-
xen Sachverhalt vor allem durch die Gemengelage von Steuer-
recht. Steuerverfahrensrecht. Steuervollstreckungsrecht und pri-
vatrechtlichen Normen des Sachenrechts gekennzeichnet. Dem 
hieraus resultierenden Erfordernis einer differenzierenden 
Analyse sind die Gerichte nicht durchweg gerecht geworden. 

Unproblematisch ist die analoge Anwendung der Regeln des 
IPR bzw. internationalen Enteignungsrechts im Verhältnis zur 
DDR seitens des BGH bzw. des KG. Gleiches gilt für die 
entsprechende Anwendung des internationalen Zivilprozeß- 
bzw. Zwangsvollstreckungsrechts. 

Die Bestimmung des Vindikationsstatuts (Hauptfragen

-

statuts) 

Sowohl das KG als auch da BGH haben auf den Herausga-
beanspruch des angeblichen Eigentümers das in der Bundesre-
publik geltende Recht (§ 985 BGB) angewandt. da die Wirkun-
gen des Fahrnisergentums sich immer nach dem jeweiligen 
Lageortsrecht richten1 und die Standuhr sich während des ge-
samten Rechtsstreits auf dem Hoheitsgebiet der Bundes republik 
befand. Dagegen ist nichts zu erinnern. 

3. Die Vorfrage des Eigentumsverlusts durch freihändi-
gen Pfandverkauf 

Es liegt nahe bei der Untersuchung der Vorfrage des Eigen-
tumsverlusts durch freihändigen Pfandverkauf dem zeitlichen 
Ablauf der Ereignisse zu folgen. Der Eigentumsverlust des Kl. 
- und nur hierauf kommt es für die Entscheidung der Klage an 
- könnte durch den freihändigen Verkauf der Standuhr seitens 
der Finanzbehörden (dazu unten 3.1-3.5) oder durch rechtsge-
schäftlichen Erwerb seitens der Kunst und Antiquitäten GmbH 
in  Ost-Berlin (dazu unten 4.1) bzw. seitens der Bekl. (dazu unten 
4.2) erfolgt sein. Weder die Sicherungsbeschlagnahme noch die 
Pfändung des Herausgabeanspruchs des Kl. gegen die Kunst und 

Antiquitäten GmbH (Ost-Berlin) seitens der DDR-Finanzbehor-
den haben nach dem insoweit unstreitig . als Zwangsvollstrek-
kungsstatut anwendbaren Recht der DDR d en  Eigentumsverlust 
herbeigeführt. Daß es sich im vorliegenden Fall nicht um Voll-
streckungsorgane der Justiz. sondern um selbstvollstreckende 
Finanzbehörden handelt ändert hieran nichts. Es gilt die jewei-
lige lex „fori".  d. h. das für das Vollstreckungsorgan .  maß

-

gebende Recht. 

3.1 Die Qualifizierung des freihändigen Pfandverkaufs = Be-
urteilungsgegenstand als privatrechtsgestaltender fremdstaat-
licher Steuerverwaltungsvollstreckungsakt 

Das Finanzamt Rathenow hat die Standuhr im Rahmen des 
Nachbesteuerungsverfahrens in formeller Übereinstimmung mit 
dem einschlägigen Vollstreckungsrecht der DDR aufgrund der 
vorangegangenen Pfändungen durch den  Verkauf an die Firma 
Kunst und Antiquitäten GmbH verwertet und damit nach Auf-
fassung des KG dem Kl. - vorbehaltlich eines Verstoßes gegen 
den ordre public - das Eigentum an der Standuhr entzogen. 

Nach Ansicht des BGH steht der ordre public der Bundesre-
publik Deutschland (Art. 30 EGBGB a. F.) der Anwendung der 
Vorschriften des DDR-Zwangsvollstreckungsrechts nicht entge

-

gen. Daß nach dem Zwangsvollstreckungsrecht der DDR eine 
gepfändete Sache durch gerichtlichen Verkauf zum Schätzwert 
verwertet werde. verstoße weder gegen die guten Sitzen noch 
gegen den Zweck eines Gesetzes der Bundesrepublik. Die ZPO 
sehe zwar als Regelfall die öffentliche Versteigerung durch den 
Gerichtsvollzieher vor (§ 814 ZPO), jedoch lasse § 825 ZPO 
eine andere Art  der  Verwertung zu. wozu auch der freihändige 
Verkauf gehöre. 

Der BGH geht hier- insoweit dem KG folgend - zu Unrecht 
ohne weiteres von der (direkten) Anwendbarkeit des Art. 30 
EGBGB a.  F.  aus. Diese Vorbehaltsklausel ist jedoch nur maß-
gebend. wenn  der deutsche Richter kraft Verweisungsbefehls 
seines Kollisionsrechts fremdes Recht anzuwenden hat und des-
sen Anwendung zu einem mit den Grundwertungen des deut-
schen Rechts unvereinbaren Ergebnis führen würde. Lege artis 
wäre es gewesen zumächst zu prüfen. was Beurteilungsgegen-
stand ist bzw. wie dieser zu qualifizieren ist - eigene oder eine 
fremdstaatliche Rechtsanwendung? - und welche Konsequen-
zen sich hieraus für die Beurteilungsmaßstäbe ergeben. 

Es geht also zunächst um die Frage. ob es sich bei dem 
freihändigen Verkauf durch die Steuerbehörden der DDR um 
eine rechtsgeschäftliche Veräußerung oder um eine hoheitliche 
(Zwangsvollstreckungs-) Maßnahme handelt. Diese Frage ist 
aus der Sicht des Rechts der Bundesrepublik zu beantworten (lex 



fori-Qualifikations da sie die Art und Weise der rechtlichen 
Behandlung dieses Vorgangs seitens der Bundesrepublik betrifft. 
es sich also um eine nach unserem Recht zu beantwortende 
Rechtsanwendungstrage handelt8 Mangels kollisionsrechtli-
cher Regelung dieser Qualifikationsfrage ist auf das deutsche 
Sachrecht zuruckzugreifen. In der Steuerverwaltungszwangs-
vollstreckung geschieht die Eigentumsubertragung un Fall der 
(ausnahmsweise zulassigen) Verwertung der Pfandsache mittels 
freihandigen Verkaufs (vgl. § 305 AO) durch die ordnungsge-
maße einen Verwaltungsakt darstellende Aushandigung (i.d.R. 
Realubergabe) der zugeschlagenen Sache (§ 299 Abs. 2 AO) 
ohne Rucksicht auf guten oder bosen Glauben10. Entsprechendes 
gilt für die Übereignung  im Rahmen des freihandigen Verkaufs 
nach § 825 ZPO” 
Im vorliegenden Fall wird die Vorfrage des Eigentumsver-
lusts also nicht vom deutschen Richter nach ausländischem 
Recht (DDR-Zwangsvollstreckungsrecht) beantwortet sondern 
durch den (privatrechtsgestaltenden) auslandischen Verwal-
tungsakt. Es geht darum. ob der deutsche Richter seiner Ent-
scheidung das Ergebnis der Rechtsanwendung seitens der  DDR-
Finanzbehörden also eines fremdstaatlichen Hoheitstragers, in 
Form eines Zwangsvollstreckungsaktes zugrunde legt oder 
nicht. Das ist kein Problem der Rechtsanwendung durch den 
deutschen Richter, sondern der Anerkennung eines fremden 
(privatrechtsgestaltenden) Hoheitsaktes12. Rechtsanwendung 
oder Anerkennung ist nicht nur eine terminlogische A lternati-
ve. Es geht - unter dem Gesichtspunkt der ordre public-Kontrol-
le - vielmehr um divergierende Beurteilungsgegenstände und 
-maßstäbe. lm ersten Fall ist Beurteilungsgegenstand das eigene 
Rechtsanwendungsergebnis und Maßstab deshalb Art. 30 a. F. 
(Art 6 n. F.) EGBGB. Im zweiten Fall lautet die Frage ob einem 
fremden Hoheitsakt im Inland Rechtswirkung zu verschaffen ist 
oder nicht: Beurteilungsgegenstand ist also das in Form eines 
Verwaltungs- oder Gerichtsakts erscheinende Rechtsanwen-
dungsergebnis eines fremdstaatlichen Hoheitsträgers. Seine 
Anerkennungsfähigkeit hängt nicht nur vom materiellen An-
wendungsergebnis ab, sondern auch von der Beachtung funda-
mentaler Verfahrensgrundsätze bzw. Rechtsschutzgarantien: 
Beurteilungsmaßstab ist deshalb (jedenfalls auch) der verfah-
rensrechtliche ord re  public. Die unrichtige Zugrundelegung des 
A rt . 30 EGBGB a. F. hat denn auch den BGH zu einer sehr 
oberflachlichen, dem Sachverhalt keinesfalls gerecht werdenden 
Kontrolle des Falles unter dem Ges ichtspunkt der Rechtsschutz-
garantie geführt. 

Ist somit der Verkauf bzw. die Übereignung der Standuhr an 
die Kunst und Antiquitäten GmbH (Ost-Berlin) aus d er Sicht des 
deutschen Richters als Zwangsvollstreckungsmaßnahme fremd-
staatlicher Finanzbehörden zur Durchsetzung eines von der Voll-
streckungsbehörde selbst erlassenen Nachbesteuerungsbeschei-
des zu behandeln13. so stellt sich die Frage nach den hierfür 
maßgeblichen Anerkennungsregeln. 

3.2 Relevante Anerkennungsregeln14 

Nach allgemeinem Völkerrecht gelten Hoheitsakte (Gesetze, 
Gerichtsurteile, Verwaltungsakte) fremder Staaten grundsätz-
lich nicht ohne weiteres im Inland15. Eine volkerrechtliche Ver-
pflichtung zur Anerkennung und Vollstreckung fremder Ho-
heitsakte besteht nicht16. Ob ein Staat fremde Hoheitsakte aner-
kennt oder nicht, steht in seinem Ermessen17. Dies bedeutet. daß 
fremdstaatliche Hoheitsakte im Inland nur anerkannt werden. 
wenn und soweit das nationale Recht einen entsprechenden 
Anerkennungsbefehl erteilt18. 

3.2.1 Fehlen von Anerkennungsregeln für fremdstaatliche pri-
vatrechtsgestahende  Steuerverwaltungsvollstreckungsakte 

Geschriebene oder unmittelbar einschlägige ri chterrechtli-
che ( Inzident-) Anerkennungsregeln für fremdstaatliche privat

-

rechtsgestaltende Steuerverwaltungsvollstreckungsakte gibt es 
im deutschen Recht nicht. Soweit ersichtlich, fehlen hierzu auch 

Stellungnahmen in der  Literatur19.  Moglicherweise konnen je

-

doch andere Anerkennungsregeln entsprechend herangezogen 
werden. Dabei ist davon auszugehen. daß Steuerverwaltungs-
v ollstreckungsakte dem erlassenden Subjekt nach Verwaltungs-

akte, dem Inhalt nach Zwangsvollstreckungsakte sind. 

Das BVerfG hat verfassungsrechtliche Grenzen für die Ein-
führung der generellen inlandischen Voll streckungsmöglichkeit 
für auslandische Titel (in casu Abgabenbescheide) aus dem 
Rechtsstaatsgrundsatz abgeleitet: kein Verstoß des materiellen 
Abgabenrechts gegen die verfassungsrechtliche offentliche Ord-
nung (ordre public) und rechtsstaatlicher Mindeststandard des 
ausländischen Verfahrensrechts, in dem Abgabenverpflichtun-
gen tituliert werden20. Die Anerkennungsfähigkeit ist also vor 
allem am Maßstab des Grundgesetzes und hier insbesondere an 
den Grundrechten zu messen21. 

3 2.2 Anwendung der §§ 328 Nr. 4 ZPO bzw. 16 a Nr. 4 FGG? 

Ausdrückliche Anerkennungsregeln finden sich nur in den 
§§ 328 ZPO (Art. 25 EuGVÜ und 16 a FGG. Unter § 328 ZPO 
fallen nach dem maßgebenden deutschen Qualifikationsstatut 
jedoch nur (endgültige) gerichtliche Entscheidungen von strei-
tigen Zivilsachen22. Weder Entscheidungen von Verwaltungsbe-
hörden in öffentlich-rechtlichen Angelegenheiten23 noch 



Zwangsvollstreckungsmaßnahmen durch Gerichte oder Behör-
den genoren merherer sie unterliegen eigenen Regeln25. 

Zu § 16 a FGG ist man sich - ungeachtet des Streits, ob er 
auch die (Anerkennung von) Entscheidungen ausländischer Ver-
waltungsbehorden erfaßt26 - jedenfalls dann einig. daß es sich in 
jedem Fall um Entscheidungen handeln muß, die -aus deutscher 
Sicht - auf dem Gebiet der freiwilligen Gerichtsbarkeit ergangen sind 27 

Eine direkte Anwendung der §§ 328 ZPO und § 16 a FGG 
als Beurteilungsgrundlage für die Anerkennung der hier in Frage 
stehenden ausländischen Hoheitsakte kommt mithin nicht in 
Betracht. Da diese Vorschriften Akte der Streitentscheidung oder 
Rechtsgestaltung zwischen Privaten durch unabhängige Gerich-
te in einem justizförmigen Verfahren voraussetzen. können sie 
auch nicht ohne weiteres analog auf solche Vollstreckungsakte 
angewandt werden, die eine ausländische Steuerverwaltungsbe-
hörde einseitig zur Durchsetzung von Steuerforderungen bzw. 
ihrer eigenen Verwaltungsakte erläßt. Immerhin wird man sagen 
können und müssen, daß derartige Verwaltungsvollstreckungs-
akte nicht unter leichteren Voraussetzungen anerkannt werden 
können als ausländische Justizhoheitsakte, die in einem justiz-
förmigen Verfahren ergangen sind und Rechtsstreitigkeiten zwi-
schen Privaten entscheiden oder p rivate Rechtsverhältnisse 
außer Streit ordnest. Als Mindestvoraussetzung für die Anerken-
nung von fremdstaatlichen privatrechtsgestaltenden Steuerver-
waltungsvollstreckungsakten ist deshalb zu fordern, daß das 
entscheidende Organ inte rnational zuständig war und die Ent-
scheidung mit  der öffentlichen Ordnung. d. h. den Grundwertun-
gen der lex fori vereinbar sein muß28. 

In diesem Zusammenhang ist bemerkenswert. daß in der 
Bundesrepublik FGG-Akten von DDR-Behörden, gegen die 
keine richterliche Instanz angerufen werden kann, die Anerken-
nung wegen Verstoßes gegen den deutschen ordre public (Ver-
letzung des Justizgewährungsanspruchs gem. Art.  19 Abs. 4 
Satz 1 GG) versagt wird29. 

3.2 .3 Anerkennungsregeln für fremdstaatliche Verwaltungsak-
te Unternationales Verwaltungsrecht) 

Unter welchen Voraussetzungen die Wirkung ausländischer 
Hoheitsakte, die - wie hier - auf Eingriffsnormen beruhen bzw. 
private Rechtspositionen beeintrachtigen, auf das Inland er-
streckt wird, richtet sich - vorbehaltlich völkerrechtlicher Ver-
trage - nach dem inländischen unternationalen öffentlichen) 
Recht30. 

Eine ausdrückliche Regelung der Anerkennungsvorausset-
zungen enthält das deutsche Recht nicht. In der Literatur wird es 
in das Ermessen der Verwaltungsbehörden gestellt, ob sie ihren 
eigenen Entscheidungen ausländische Hoheitsakte zugrunde le-
gen31 Die deutsche Verwaltungspraxis hat die Gepflogenheit 
entwickelt, ausländische Verwaltungsakte weitgehend zu be-
rucksichtigen32 Indessen haben sich die Staaten jedenfalls bei 
der Beitreibung von fremdstaatlichen Abgabenforderungen auf 
ihrem eigenen Hoheitsgebiet - abgesehen von gegenseitigkeits-
wahrenden und die ordre public-Grenze anerkennenden bilate-
ralen Staatsvertragen33 - äußerst zurückhaltend gezeigt34. In un-
serem Zusammenhang ist lediglich  relevant.  daß hinsichtlich  der 

 Grenzen der Anerkennung Einigkeit besteht: Ausländische Ho-
heitsakte (Verwaltungsakte) dürfen nicht anerkannt werden.  so

-

weit  sie gegen wesentliche Grundsatze des deutschen Rechts, 
d. h. gegen den deutschen ordre public verstoßen35. Diese Auf-
fassung kann auf den Rechtssraatsgrundsatz gestützt werden. 
Die dargelegten Regeln gelten auch für privatrechtsgestaltende 
fremdstaatliche Verwaltungsakte. 

Über die Konformität mit dem deutschen ordre public hinaus 
wird man die internationale Zuständigkeit der ausländischen 

Verwaltungsbehorde zur Voraussetzung der Anerkennung ma

-c

hen mussen36 

3 2 4 Anerkennungsregeln für fremdstaatliche Zwangsvoll-
streckungsakte Unternationales Zwangsvollstreckungsrechts 

Die Vorfragen-Problematik im Zusammenhang mit auslän-
dischen Justizvollstreckungsakten in Mobilien ist weder durch 
gesetzliche noch richterliche Regeln gelöst. Die Stellungnahmen 
in der Literatur sind kontrovers. Nahezu Einigkeit besteht ledig-
lich darin. daß gerichtliche Entscheidungen, die Zwangsvoll-
streckungsmaßnahmen zum Gegenstand haben, zu ihrer Wirk-
samkeit über die Staatsgrenzen des Erlaßstaates hinweg - wie 
jeder andere Hoheitsakt - der Anerkennung der „Gaststaaten" 
bedürfen37. Ein Teil der Literatur tendiert in neuerer Zeit dahin. 
solche Eingriffe - soweit es sich nicht um justizförmige verkapp-
te Enteignungen handelt - nicht als Erscheinungsform der Ent-
eignung38 zu behandeln. sondern „leichter"39 bzw. vorbehaltlich 
eines Verstoßes gegen d en  ordre public40 anzuerkennen. Wengler 
vertritt - ohne Begrundung - die Auffassung, daß der im Wege 
der Zwangsversteigerung nach dem Recht des ausländischen 
Lage- und Versteigerungsortes ordnungsgemäß erfolgte Eigen-
tumserwerb in einem späteren Lagestaat auch dann anerkannt 
werden wird, wenn das vollstreckte Urteil in dem späteren 
Lagestaat nicht anerkannt wird und ein gleichlautendes Urteil 
dort  nicht hätte ergehen können: eine entsprechende Herausga-
beklage des ursprünglichen Eigentümers sei deshalb unbegrün

-

der41. Neumeyer42 knüpft die Anerkennung ausländischer 
Zwangsvollstreckung an die (sc. internationale) Zuständigkeit 



des vollstreckenden Staates, die mit der Belegenheit des Gegen-
standes der Vollstreckung in dem Gebiet dieses Staates gegeben 

 sei. Der Eigentumserwerb im Wege der Zwangsvollstreckung 
 wirke auch gegen den „enteigneten" Eigentumor. Zu Unrecht  

nimmt Neumeyer43 allerdings an, daß die Anerkennung „Anwen

-

dung  jeder Sätze im Privatrecht des handelnden Staates43 bedeu-
te. „die an den Akt eine Rechtsveranderung anknupfen". Der  
inländische Richter wendet keinestalls ausländisches Lage- und  
Zwangsversteigerungsortsrecht mit der Folge der Eigentumszu-
weisung an. Geimer will ausländische Vollstreckungsakte nicht  
anerkennen44. sondern tür die sachenrechtlichen Wirkungen die  
lex rei sitae zum Zeitpunkt der Zwangsverwertung (Versteige-
rungsortsrecht) anwenden45. Der BGH hat in seiner bahnbre-
chenden Entscheidung zur Anerkennung ausländischer Konkur-
se46 der ausländischen Konkurseröffnung auch im Inland unter  
der Voraussetzung Wirkung zuerkannt, daß der Auslandskon-
kurs durch eine international zuständige Behörde nach der lex  
fori concursus wirksam eröffnet wurde und kein Verstoß gegen  
den deutschen ordre public vorliegt Für Einzelzwangsvollstrek-
kungsakte in Mobilien dürften die Gerichte — bisher liegen keine  
veröffentlichten Entscheidungen vor — entsprechend entschei-
den: Ein fremdstaatlicher Zwangsvollstreckungsakt ist anzuer-
kennen, wenn er durch eine international zuständige ausländi-
sche Behörde — lege fori executionis wirksam — erlassen wurde  
und nicht gegen den deutschen ordre public  verstößt. Die Rechts-
grundlage für diese Anerkennungsregeln findet sich zumindest  
für den ordre public im Rechtsstaatsprinzip des Grundgesetzes  
(Artt. 20 Abs. 1 . 28 Abs. 1 Satz 1 GG i.V.m. Art 2 Abs. 1 GG)47.  

3.2.5 Zwischenergebnis  

Nach — zumindest — überwiegender Auffassung sind fremd-
staatliche Verwaltungs- und Vollstreckungsakte jedenfalls dann  
nicht anzuerkennen. wenn — aus deutscher Sicht — der erlassen-
den  Stelle die internationale Zuständigkeit fehlt oder der Verwal-
tungs- bzw. Vollstreckungsakt gegen den deutschen (verfahrens-
rechtlichen oder mate fellrechtlichen) ord re  public einschließ-
lich der Grundrechte verstößt. Ob über diese sich aus dem  
Rechtsstaatsgrundsatz ergebenden Mindestvoraussetzungen. 

 die Jeder anzuerkennende ausländische Hoheitsakt erfüllen muß.  
noch wettere Voraussetzungen (z. B. Gegenseitigkeit förmli-
ches Anerkennungsverfahren) bei bestimmten Arten von Ver-
waltungsakten (z. B. akademische Titel. Matura) erforderlich  
sind. mag hier dahinstehen.  

3.3 Subsumtion  

Prüft min die Anerkennung des (möglicherweise) Eigentum  
übertragenden freihändigen Verkaufs der Standuhr seitens der  
Steuerbehörde an die Ost-Berliner Kunst und Antiquitäten  
GmbH. d. h. des  fremdstaatlichen privatrechtsgestaltenden  
Steuerverwaltungsvollstreckungsakts (einschl. der Verfahrens-
aspekte) anhand der aufgezeigten Regeln, so ergibt sich folgen-
des:  

Jeder Staat besitzt gemäß dem sog. Territorialprinzip die  
internationale Zustandigkeit für Vollstreckungsmaßnahmen an  
Sachen, die sich auf seinem Hoheitsgebiet befinden48.  An der 

 internationalen  Zuständigkeit der DDR-Steuerbehörden kann  

daher in casu kein Zweifel besteh en . da sich der verwertete  
Gegenstand zum Zeitpunkt des hoheitlichen Eingriffs in der  
DDR befand find die Standuhr überdies einem in der DDR  
wohnenden DDR-Bürger gehörte.  

Hinsichtlich der öffentlichen Ordnung ist zwischen dem  
verfahrensrechtlichen und dem materiellen ordre public zu dif-
ferenzieren. Im Bereich des verfahrensrechtlichen ordre public  
stehen die Artt. 19 Abs. 4 Satz 1.13 Abs. 2 GG sowie der Rechts-
staatsgrundsatz (Artt. 20 Abs. 1. 28 Abs. 1 Satz 1 GG i.V.m.  

Art. 2 Abs. 1 GG) im Vordergrund Beim materiellen onur pu-
blic gent es im wesentlichen um Art . 14 GG.  

3.3.1 Rechtsweggarantie gem. Art. 19 Abs. 4  Satz  1 GG?  

Die sog. Rechtsweggarantie (besser. Gerichtsweggarantie)  

des A rt . 19 Abs. 4 Satz 1 GG eröffnet jedermann den Rechtsweg  

( Gerichtsweg), der durch die  (deutsche49) öffentliche Gewalt in  

seinen Rechten verletzt ist. Das BVerfG hat in dem schon an-
geführten Verfahren zur inländischen Anerkennung und Voll-
streckung österreichischer Abgabebescheide ausdrücklich  
klargestellt. daß die Anerkennungsentscheidung und der Voll-
streckungsdurchgriff der deutschen Vollstreckungsbehörden  
Eingriffe der deutschen öffentlichen Gewalt darstellen und die  
Anerkennung und Vollstreckung eines ausländischen Hoheits-
aktes in der Bundesrepublik Deutschland den Schutzbereich des  
Art. 19 Abs. 4 Satz 1 GG betreffen können50. Indessen steht ja  
gegen eine derartige Ausübung der deutschen öffentlichen Ge-
walt (Anerkennung und Vollstreckbarerklärung eines ausländi-
schen Abgabenbescheids durch deutsche Behörden selbstver-
ständlich der Gerichtsweg zu den Finanzgerichten und letztlich  
zum BVerfG offen. Hingegen entzieht sich der ausländische  
Steuerbescheid der Rechtsweggarantie des  Art.  19 Abs. 4 Satz 1  
GG51. Im vorliegenden Inzident-Anerkennungsverfahren geht es  
um den eigentlich noch gravierenderen Fall. daß nicht nur der  
Steuerbescheid als Grundverwaltungsakt, sondern auch die aus-
ländischen Beitreibungsakte außerhalb der Gerichtsweggarantie  

bleiben. Dementsprechend gelt sich die Frage. ob das deutsche  
Verfassungsrecht als Voraussetzung der inländischen (Inzident-)  
Anerkennung eines ausländischen Vollstreckungsaktes durch  

ein inländisches Gericht die Gewährleistung des ausländischen  
Gerichtswegs fordert Der als verfassungsrechtliche Vorgabe für  
Eingriffe durch die deutsche öffentliche Exekutiv-Gewalt52 kon-
zipierte Art 19 Abs. 4 Satz 1 GG paßt nicht auf unseren Fall. in  
dem die (Inzident-) Anerkennung und damit die Ausübung deut-
scher öffentlicher Gewalt durch ein Gericht erfolgt53. Im Rahmen  
der Prüfung der (Inzident-) Anerkennung geht es nicht um die in  
Art 19 Abs. 4 GG gemeinte54 Eröffnung des deutschen Rechts-
wegs, sondern um den (Inzidentanerkennungs-) Maßstab. den  
der deutsche Richter an den ausländischen hoheitlichen Eingriff  
hinsichtlich dessen gerichtlicher Überprüfbarkeit anzulegen hat. 

 In casu ist die Frage zu beantworten, ob der Rechtsstaatsgrund-
satz (Art. 20 Abs. l.28 Abs. 1 Satz 1 i.V.m. Art 2 Abs. 1 GG)55  



verlangt, daß ein im Inland (inzident) anzuerkennender Eingriff 
fremder offentlicher (Exekutiv-) Gewalt die Anforderungen un-
serer verfassungsrechtlichen Rechtsweggarantie erfüllt. um den 
Vorwurf der Rechtsstaatswidrigkeit gegen den „umsetzenden" 
deutschen Hoheitsakt auszuräumen. 

3.3.2 Rechtsweggarantie gemäß Art. 20 Ahs. 1. Art. 28 .Abs. 1 

Satz 1 GG (Rechtsstaatsgrundsatz) 

Der umfassende gerichtliche Rechtsschutz gegen alle Akte 
der (deutschen) öffentlichen Gewalt stellt ein konstitutives Ele-
ment des Rechtsstaates dar . Deutsche Hoheitsgewalt wird auch 
ausgeübt. wenn ein deutscher Träger öffentlicher Gewalt eine 
Entscheidung trifft. deren Inhalt sich maßgebend aus der privat

-

rechtsgestaltenden Wirkung einer fremdstaatlichen Entschei-
dung57 ergibt. In casu entnimmt das deu tsche Gericht die Beant-
wortung einer entscheidungserheblichen Vorfrage einer fremd-
staatlichen Entscheidung und stützt sein eigenes Urteil hierauf. 
Der inländische Hoheitsakt wird bei Anerkennung des ausländi-
schen Eingriffs durch diesen bestimmt, setzt diesen um, gibt 
diesem Folge. Der fremde Hoheitsakt wird gewissermaßen no-
strifiziert. Deshalb müssen ausländische Entscheidungen, denen 
durch Anerkennung im Inland Wirkung verliehen wird. darauf-
hin geprüft werden. ob ihre Anerkennung mit der deutschen 
Verfassung bzw. dem ordre public in Einklang steht54. Das 
BVerfG hat für die Einführung der generellen Vollstreckungs-
möglichkeit ausländischer Vollstreckungstitel (in casu: in Abga-
besachen) aus dem Rechtsstaatsgrundsatz Mindestanforderun-
gen dahin abgeleitet daß ..das materielle ausländische Abgaben-
recht nicht der verfassungsrechtlichen öffentlichen Ordnung 
(ordre public) der  Bundesrepublik Deutschland zuwiderläuft 
und das ausländische Verfahrensrecht, in dem Abgabenver-
pflichtungen tituliert werden. einem rechtsstaatlichen Mindest-
standard an Verfahrensgerechtigkeit genügt. Verfassungs-
rechtliche Voraussetzung für die Vollstreckung ausländischer 
Titel im Inland ist die tatsächliche Eröffnung eines Maßes an 
Rechtsschutz im Ausland. das gewissen Mindestanforderungen 
an Rechtsstaatlichkeit genügt. Diese - insoweit wohl aus Art 19 
Abs. 4 Satz I GG entnommenen - Mindestanforderungen hat 
das Gericht dahin konkretisiert. daß dazu generell „die Möglich-
keit des Rechtswegs vor unabhängige und unparteiische Gerich-
te. ein Mindestmaß an gehörigem Verfahren. insbesondere die 
Gewährleistung des rechtlichen Gehörs und rechtskundigen Bei-
stands sowie eine hinreichende. dem Rechtsschutzbegehren an-
gemessene Prüfungs- und Entscheidungsmacht der  Gerichte 
über das Rechtsschutzbegehren55 gehört56. Dies bedeutet. daß 
gerichtlicher Rechtsschutz gegen den „vorgeschalteten" Rechts-
anwendungsvorgang. d. h. im Rahmen der Entstehung des (aus-
ländischen) Vollstreckungstitels möglich sein muß57. um einen 
ausländischen Titel inlandsvollstreckungsfähig zu machen. 

Im vorliegenden Fall geht es allerdings nicht wie bei dem 
vom BVerfG zu entscheidenden Sachverhalt um die Hauptfrage 
der Anerkennung. Vollstreckbarerklärung und Vollstreckung ei-
nes ausländischen Abgabenbescheids. sondern „nur" um die 
Vorfrage der Anerkennung der rechtlichen Ergebnisse eines 
ausländischen Gesetzesanwendungsvorgangs, in concreto eines 
im Ausland bereits vollstreckten Abgabenbescheids. Vorder-
gründig scheint der Vollstreckungszugriff im inland einen stär-
keren Eingriff als die bloße Berücksichtigung des im Ausland 
bereits erfolgten Zugriffs darzustellen. Indessen ist zu beachten. 
daß im Fall der Inlandsvollstreckung wenigstens das die Voll-
streckung einleitende Leistungsgebot und die darauf beruhenden 
weite ren Beitreibungsakte als Akte deutscher öffentlicher Ge-
walt der Rechtsweggarantie (A rt . 19 Abs. 4 Satz 1 GG) unterlie-
gen.  während im Fall der Anerkennung eines ausländischen 
Steuervollstreckungsaktes der Rechtswegschutz nicht einmal 
soweit reicht, obwohl der inländische Hoheitsakt (das Zivilur

-

teil) auf dem ausländischen Eingriff beruht und damit dessen 
Wirkung auf das Inland erstreckt. Also besteht hier ein noch 
geringerer Rechtsschutz. Deshalb sind die vom BVertG als 
Voraussetzling tür die Anerkennung und Vollstreckbarerklarung 
ausländischer Exekutionstitel anerkannten Grundsätze. insbe-
sondere die Gerichtsweggarantie, a minore ad maius auch auf 
die Anerkennung der rechtlichen Ergebnisse einer ausländischen 
Exekution m einem inländischen Verfahren anzuwenden An-
dernfalls wurde der umfassende gerichtliche Schutz in unertrag-
licher Weise verkürzt und der deutsche Richter potentiell zum 
blinden Büttel ausländischer rechtsstaatswidriger Eingriffe. 

Der BGH meint demgegenüber. daß über Art. 30 EGBGB 
a. F. nicht verlangt werden (sc. könne). daß in jedem Staat 
dieselben Rechtsschutzgarantien wirken die hier Art. 19 Abs. 4 
GG gewährleistet: das Nachbesteuerungsverfahren in der DDR 
sei dementsprechend nicht deswegen rechtsstaatswidrig, weil 
dort  eine gerichtliche Nachprüfung d er  Entscheidungen der 
Steuerverwaltung nicht vorgesehen ist und diese Entscheidun-
gen im Starrstrafverfahren von den Gerichten zugrunde gelegt 
werden (Entscheidungsgründe sub II). Diese apodiktischen Be-
merkungen werden der  Problematik und insbesondere der Ver-
fassungsrechtslage keinesfalls gerecht64. Es geht nicht darum. 
,,daß in jedem Staat dieselben Rechtsschutzgarantien wirken”. 
wie von Art 19 Abs. 4 Satz 1 GG gefordert. sondern darum. ob 
der auf der Anerkennung eines ausländischen Hoheitsakts beru-
hende konkrete inländische Hoheitsakt den rechtsstaatlichen 
Anforderungen des GG entspricht oder nicht. Wird ein inländi-
scher Hoheitsakt auf einen ausländischen Hoheitsakt g estürzt. 
der die rechtsstaatlichen Anforderungen des GG nicht erfüllt. so 
hat dies die Rechtsstaatswidrigkeit des inländischen Hoheitsak-
tes. in casu des Zivilurteils. zur Folge. Deshalb sind im Anerken-
nungsverfahren die unabdingbaren rechtsstaatlichen Mindester-
fordernisse fur staatliche Eingriffe zu beachten. Dazu gehört 
nicht nur die gerichtliche Prüfung an sich: die Rechtsweggaran-
tie will vielmehr die umfassende Überprüfung des staatlichen 
Eingriffs im rechtlicher und tatsächlicher  Hinsicht ermöglichen65. 

Steuerbescheide. Sicherungsbeschlagnahme (dinglicher Ar-
rest). Vollstreckungspfändung und Zwangsverwertungsmaßnah-
men wie der freihändige Verkauf der  gepfändeten Sache seitens 
der Steuerbehörden stellen Eingriffe da öffentlichen Gewalt in 
private Rechte bzw. Rechtspositionen d ar. Der aus Art. 19 Abs. 4 
Satz 1 GG und dem Rechtsstaatsgrundsatz (Artt. 20 Abs. 1. 28 
Abs. 1 Satz 1 i.V.m. 2 Abs. 1 GG) zu entnehmenden Rechtsweg- 
bzw. Gerichtsweggarantie hat das Steuerverfahrensrecht der 
Bundesrepublik in umfassender Weise Rechnung getragen: Alle 
beschwerenden Steuermeßbescheide oder Steuerbescheide s o-
wie alle auf deren Grundlage ergehenden Vollstreckungs- oder 
Beitreibungsakte unterliegen in rechtlicher und tatsächlicher 
Hinsicht in vollem Umfang der richterlichen Kontrolle66. Des-
halb ist es verfassungsrechtlich unzulässig. die Gerichte an die 
tatsächlichen Feststellungen der Steuerbehörden zu binden67. 



Dem Steuerzwangsvollstreckungsverfahren analoge Rechts-
schutzgarantien bieten das allgemeine Verwattungszwangsvoll-
streckungsrecht68 und das Zivil-Zwangsvollstreckungsrecht69.  
Nach dem Recht der DDR bestehen gegen Steuerverwaltungs-
akte keine entsprechenden Rechtsmittel zu unabhängigen Ge-
richten. Die Entscheidung der Beschwerdestelle ist endgültig69.  

Die steuerverwaltungsinternen Beschwerdemoglichkeiten70 rei-
chen nicht aus. um die verfassungsrechtlichen Anerkennungs-
voraussetzungen zu erfüllen. Weder der privatrechtsgestaltende 

 (eigentumsübertragende) Verwertungsakt des freihändigen Ver-
kaufs oder die anderen im Zwanesverwertungsverfahren  
ergangenen Steuerhoheitsakte (Sicherungsbeschlagnahme. Ver-
wertungspfändung des Herausgabeanspruchs) noch der Steuer-
bescheid als Vollstreckungstitel und Rechtsgrund des Eigen-
tumsverlusts können in einer der Gerichtsweggarantie entspre-
chenden Weise überprüft werden72 Daraus ergibt sich. daß dem  
Kl. sein Eigentum an der Standuhr in einem rechtsstaatswidrigen  

Verfahren entzogen wurde. Indem der BGH seinen klageabwei-
senden Urteilsspruch auf einen rechtsstaatswidrig zustande ge-
kommenen ausländischen Hoheitsakt stützt, verschafft er dem  

mit der grundgesetzlichen Rechtsweggarantie nicht zu vereinba-
renden DDR-Steuervollstreckungsakt im Inland Wirkung.  
macht sich diesen gewissermaßen zu eigen. Mit seinem „sank-
tionierenden" Urteil greift der BGH. d. h. die deutsche Staatsge-
walt. verfassungswidrig in das Eigentumsrecht des KI. ein. Zu-
gleich liegt hierin - de facto - eine Ermutigung. so weiter  
fortzufahren. da das Risiko von Regreßprozessen durch die  
Entscheidung des BGH ausgeschlossen wurde.  

3.3.3 Verletzung des rechtlichen Gehörs (Art. 103 Abs. 1 GG 
 bzw. Art. 20 Abs. 1. Art. 28 Abs. 1 Satz 1 GG. Rechtsstaats-

grundsatz)?  

Durch das Steuervollstreckungsverfahren könnte auch - der  
mitgeteilte Sachverhalt läßt keine sicheren Schlüsse zu - die  
Garantie des rechtlichen Gehörs (A rt. 103 Abs.4 GG) verletzt  
sein. Zwar gewährleistet Art. 103 Abs. 1 GG das rechtliche  

Gehör nur im gerichtlichen Verfahren. jedoch garantiert das  
Rechtsstaatsprinzip das rechtliche Gehör im Verwaltungsverfah-
ren zumindest dann. wenn sich -wie im vorliegenden Fall -kein  
gerichtliches Verfahren anschließen kann".  

3.3.4 Unverletzlichkeit der Wohnung (Art. 13 .Abs. 2 GG)  

Nach Art . 13 Abs. 2 GG dürfen Durchsuchungen nur durch  
den  Richter. bei Gefahr im Verzug auch durch die in den Geset-
zen vorgesehenen anderen Organe angeordnet und nur in der dort  

vorgeschriebenen Form durchgeführt werden. Nach dem sich  
aus dem Urteil des KG ergebenden Sachverhalt haben die staat-
lichen Organe der DDR sich anscheinend durch Täuschung  

Zugang zu der Wohnung des Kl. verschafft und im Anschluß  
daran die Wohnung durchsucht. Von einem richterlichen  
Durchsuchungsbefehl ist nirgendwo die Rede. Im Zeitpunkt der  
Untersuchung lag noch nicht einmal ein öffentlich-rechtlicher  
Titel in Gestalt eines Steuerbescheides vor. Nach der Rechtspre-
chung  des BVerfG reicht im übrigen ein derartiger Titel nicht  
aus.  um die Durchsuchung der Wohnung zu erlauben: hierfür  
bedarf es vielmehr einer besonderen richterlichen Anordnung74.  

Zwar haftet dieser Verstoß gegen A rt . 13 Abs. 2 GG nicht dem  
freihändigen Verkauf als Anerkennungsgegenstand unmittelbar  
an: jedoch hat sich die Steuerbehörde die mittels des freihändi-
gen Verkaufs verwertete und übereignete Standuhr letztlich auf  

eine Weise verschafft. die gegen den deutschen ordre public 
 verstoßt. Dies kann bei der Frage der Anerkennung der Übereig-

nung der Standuhr nicht unberücksichtigt bleiben.  

3.3.5 Materieller ordre public: Übermäßige Eingruß in Ver-
mögenspositinonen des Klügers Art . 14 GG  

Das KG hat die Veräußerung der Standuhr mittels freihändi-
gen Verkaufs nach internationalem Enteignungsrecht behandelt  
und an An. 30 EGBGB a. F. scheitern lassen. Das gegen den Kl.  
durchgeführte Nachbesteuerungsverfahren verstoße bei der er-
forderlichen Gesamtschau der gegen den  K1. getroffenen Maß-
nahmen gegen rechtsstaatliche Grundsätze und damit gegen den  
deutschen ordre public.  In  den gegen den K1. verhängten Geld-
leistungsverpflichtungen. die den von der Finanzbehörde ge-
schätzten Gewinn um annähernd eine halbe Million Mark über-
steigen, sieht das Gericht eine Enteignung. weil sie den KI.  
zwangen. in erheblichem Umfang auf die Vermögenssubstanz  
zurückzugreifen, um die Abgaben entrichten zu können: deshalb  
sei jedenfalls im konkreten Fall das Übermaßverbot verletzt. 

 „Die Anwendung des Rechts der DDR. soweit nach diesem  
Recht von einer wirksamen Beschlagnahme durch das Finanz-
amt und von einer ebenfalls wirksamen Weiterveräußerung der  
Standuhr auszugehen ist. stehe m tragenden Grundgedanken  
des inländischen Rechts und der in ihnen liegenden Gerechtig-
keitsvorstellungen in so starkem Widerspruch, daß seine Anwen-
dung untragbar erscheine (Entscheidungsgründe sub V 4). Diese  
Feststellung begründet das KG mit einer Abwägung der beider-
seitigen Interessenlage. indem es darauf hinweist. daß der Schutz  
des persönlichen Eigentums des Kl. gegenüber den Belangen der  
Bekl. Vorrang habe. die den geeigneten Gegenstand im Rahmen  
ihres Handelsgewerbes in Gewinnerzielungsabsicht erworben  
habe. Von entscheidender Bedeutung für den ord re  public-Ver-
stoß sei aber der Umstand. daß die Bekl. beim Erwerb der  
Standuhr hinsichtlich der An und Weise der  Beschaffung von  
Antiquitäten und Kunstgegenständen zur Devisenbeschaffung  
nicht gutgläubig gewesen sei. Diese Abwägung der konkreten  
Interessen und insbesondere das Abstellen auf den subjektiven  
Tatbestand bei der in der Bundesrepublik domizilierten Bekl. ist  
unhaltbar77. Ob die Anwendung eines fremden Rechts gegen  

Grundwertungen unserer Rechtsordnung verstößt. kann doch  
wohl kaum entscheidend davon abhängen. ob ein inländischer  
Erwerber gutgläubig ist oder nicht. Die Gutgläubigkeit stellt im  
deutschen internationalen Enteignungsrecht keine Anerken-
nungsvoraussetzung dar'.  Soweit das KG aus dem angenomme-
nen ordre public-Verstoß die Konsequenz zieht. daß „die Anwen-
dung  des Rechts der DDR-  insoweit ausscheiden müsse. „als  

aufgrund dieses Rechts von einer wirksamen Beschlagnahme  
durch das Finanzamt auszugehen wäre78. hält das Gericht die  

Anwendung des Rechts der DDR durch das deutsche Gericht  
und die Anerkennung der Wirksamkeit eines fremdstaatlichen  



Hoheitsaktes durch das Inlandische Gericht nicht klar auseinan-
der.  

Der BGH hat zwar eingeräumt, daß ein Nachbesteuerungs-
verfahren als Enteignung gewertet werden könne. jedoch in casu 
das Vorliegen einer entschädigungslosen Enteignung verneint 

(Entscheidungsgrunde sub III 2 b). weil die Steuergesetze der 
DDR — entgegen der Annahme des KG — keinen konfiskatori-
schen Charakter hätten (Entscheidungsgründe sub III 2 b). Da-
mit wird der BGH der Argumentation des KG nicht gerecht79. 
weil dieses seine Entscheidung im Kern damit begründet hat. 
daß im konkreten Fall ein Verstoß gegen das Übermaßverbot 
vorliege. In der Tat spricht einiges dafür. daß der DDR-Steuer

-

zugriff im vorliegenden Fall die nach der Rechtsprechung des 
BVerfG in Art. 14 Abs. I GG gesetzte äußerste Grenze über-
schritten hat. Nach den konkreten Umständen ist es zumindest 
nicht von vornherein ausgeschlossen. daß die Auferlegung der 
Steuerpflicht — wobei zumindest auch die Umbewertungsdiffe-
renz als Folge der Erhöhung der Besteuerungsgrundlage einzu-
beziehen wäre80 — „den Pflichtigen übermäßig belaste(t) und 
seine Vermögensverhältnisse grundlegend beeinträchtig(t). für 
welchen Fall das BVerfG einen verfassungswidrigen Eingriff 
bejaht81. Indessen braucht diese Problematik nicht vertieft zu 
erden. da der Verstoß gegen den verfahrensrechtlichen ordre 
public auf der Hand liegt und schon deshalb die Anerkennung 
des  Eigentumsverlusts durch den freihändigen Verkauf versagt 
werden muß. ohne daß es auf einen Verstoß gegen Art. 14 Abs. I 
GG ankäme. 

4. Die Vorfrage des Eigentumsverlusts durch Rechtsgeschäft 

4.1 Rechtsgeschäftlicher Erwerb seitens der Kunst und Anti-
quitäten GmbH Ost-Berlin? 

Das KG  hat — nach Feststellung der ordre public-Widrigkeit 
des freihändigen Verkaufs — geprüft, ob die  Kunst und Anti-
quitäten GmbH Ost-Berlin die Standuhr gutgläubig erworben 
hat. Das Gericht hat dies  verneint. weil das sowohl aus der Sicht 
der BRD als auch der DDR85 als lex rei sitae maßgebliche 
DDR-Recht für Fälle wie den vorliegenden keinen gutgläubigen 
Erwerb kenne (Entscheidungsgründe sub V 5). Daß der freihän-
dige Verkauf dem 1(1. seine Eigentümerstellung nicht genommen 
hat. trifft im Ergebnis zu. jedoch muß die Begründung anders 
lauten. Es handelt sich hier nicht um einen privatrechtsgeschäft-
lichen Eigentumserwerb. für den Gutglaubensvorschriften be-
st ehen (könnten) .  sondern um einen (unwirksamen) Erwerb kraft 
staatlichen Hoheitsaktes bei dem der gute oder böse Glaube 
irrelevant ist88. 

4.2 Rechtsgeschäftlicher Erwerb seitens der Beklagten? 

Das KG läßt den Eigentumserwerb der Bekl. an der Standuhr 
an der fehlenden Berechtigung bzw. Verfügungsbefugnis der 
veräußernden Firma bzw. am fehlenden guten Glauben der Er-
werberin scheitern. Maßgebend ist insoweit — das hat das KG 
zutreffend festgestellt — das Recht der DDR. in concreto das 
Gesetz über internationale Wirtschaftsverträge (GIW) v. 5. 2. 
1976. Dieses Gesetz regelt auch den Eigentumsübergang an 
verkauften Sachen. Da sich die Standuhr im Augenblick (des 
Verkaufs und) des Eigentumsübertragungsaktes in der DDR 
befand, ist das GIW (mit seinen mobiliarsachenrechtlichen Vor-
schriften) sowohl aus der Sicht der BRD als auch der DDR84 als 
lex rei sitae" auf unseren Fall anwendbar. Nach § 54 Abs. 1 c 
GIW erwirbt der Käufer das Eigentum an der verkauften Sache 
mit dem Vollzug der Lieferung. die hier in der Auslieferung der 
Standuhr an den von der Bekl. beauftragten Spediteur in dem in 
der DDR gelegenen Auslieferungslager der DDR-Verkäuferin zu 
sehen ist (vgl. §  51 Abs. 2 GIW). Nach den vom KG einsehend 
gewürdigten tatsächlichen Umständen muß man jedoch davon 

ausgehen, daß die Erwerberin den ihr von §  54 Abs. 3. Satz 2 
GIW auferlegten Nachweis der Beachtung handelsublicher 
Sorgfalt hinsichtlich des Eigentums oder der Verfügungsbefug-
nis des Verkäufers nicht geführt hat86. In diesem Zusammenhang 
ist auch von Bedeutung. daß nach b 54 Abs. 3 Satz 1 GIW bereits 
leichte Fahrlässigkeit schadet88. Allerdings unterläßt es das KG. 
die Problematik der Wissenszurechnung (bezüglich der  Gut-
gläubigkeit) kollisionsrechtlich zu erörtern. Anscheinend legt 
das Gericht stillschweigend das (west-) deutsche Recht zugrun-
de. Diese Lösung ist durchaus zweifelhaft. Die Frage der Statut-
bestimmung für die Wissenszurechnung wurde bisher vor allem 
für den. Vertreter (i. ü. durchaus kontrovers) erörtert". Da es  um 
eine Voraussetzung bzw. um ein Hindernis des (gutgläubigen) 
Eigentumserwerbs geht, also ein Tatbestandsmerkmal des Über-
eignungsgeschäfts in Frage steht, sollten im Interesse einer 
einheitlichen Anknüpfung eines einheitlichen Sachverhalts auch 
die Voraussetzungen der Wissenszurechnung dem Erwerbs

-

Sachstatut, hier also dem DDR-Recht89. unterliegen t unselbstän-
dige Anknüpfung). Unterstellt man, daß das Subsumtionsergeb-
nis des KG sich bei Zugrundelegung des — die Frage nicht 
ausdrücklich regelnden - DDR-Rechts nicht ändert. so ist von 
einem negativ (= ohne Eigentumsübergang) abgeschlossenen 
Erwerbstatbestand" auf dem Gebiet der DDR auszugehen. Da 
tatsächliche Anhaltspunkte für einen rechtsgeschäftlichen Er-
werbstatbestand nach „Verbringung" der Standuhr nach West

-

Berlin fehlen, ist die vom KG durchgeführte entsprechende 
Prüfung überflüssig und der Verweis auf §  935 Abs. 1 BGB 
irrelevant (vgl. Entscheidungsgründe V 5). 

5. Zusammenfassung 

Die beiden analysierten Urteile legen zu Unrecht (nahezu i 
ausschließlich die Regeln des internationalen Enteignungsrechts 
zugrunde. Dies führt dazu. daß die entscheidungsrelevanten 
internationalverfahrensrechtlichen Fragen überhaupt nicht (KG) 
oder nur äußerst unzulänglich (BGH)  geprüft werden. Die sich 
in einem inländischen Vindikationsprozeß stellende Vorfrage 
des Eigentumsverlusts durch einen fremdstaatlichen Steuerver-
waltungs-Zwangsverwertungsakt (hier: freihändiger Verkauf) 
ist nicht als Problem der Anwendung fremden Rechts sondern 
der Anerkennung eines fremdstaatlichen Hoheitsaktes zu behan-
deln. Ein derartiger Hoheitsakt ist jedenfalls dann nicht anzuer-
kennen. warn die internationale Zuständigkeit fehlt oder ein 
Verstoß gegen den formellen oder materiellen deutschen ordre 
public vorliegt (Art. 30 EGBGB a.  F. bzw. 6 EGBGB n.  F.).  In 
casu ist die Anerkennung der eigentumsübertragenden Wirkung 
des freihändigen Verkaufs der Standuhr seitens der DDR-Steu-
erbehörden mit dem inländischen ordre public nicht vereinbar. 



Die Anerkennung rührt dazu. daß die inländische Staatsgewalt 
einem ausländischen Zwangsvollstreckungssakt im Inland Wir-
kung verleiht. obwohl dieser Akt in einem Verfahren zustande 
gekommen ist. das gegen fundamentale Rechtsgrundsatze der 
Bundesrepublik Deutschland verstößt. In der Anerkennung liegt 
zunächst eine Verletzung des verfahrensrechtlichen ordre public. 
weil gegen keinen der zur Zwangsverwertung führenden Ein-
griffe der DDR-Steuerbehörden der Gerichtsweg eröffnet war. 
Diese Anerkennungsvoraussetzung der Rechtsweggarantie er-
gibt sich aus dem Rechtsstaatsgrundsatz (Ant. 20 Abs. 1 . 28 
Abs. 1 Satz l i.V.m. Art. 2 Abs. I GG) und nicht (direkt) aus 
Art. 19 Abs. 4 Satz I GG. da die genannte gegen Eingriffe der 
deutschen vollziehenden Gewalt gerichtete Vorschrift im vorlie-
genden Fall nicht unmittelbar verletzt war. lm übrigen verstößt 
die An und Weise der Besitzerlangung der streitgegenständli-
chen Sache gegen Art. 13 Abs. 2 GG (Unverletzlichkeit der 
Wohnung t. Ein Verstoß gegen den . materiellrechtlichen ordre 

 public kann in dem übermäßigen Eingriff in die Vermögenspo-
sition des Bekl. durch das Nachbesteuerungsverfahren gesehen 
werden ( Art. 14 Abs. 1 GG). so daß sich auch aus diesem Grund 
eine Anerkennung der eigentumsübertragenden Wirkung des 
freihändigen Verkaufs seitens der DDR-Steuerbehörden ver-
bietet. 



Dokument 6 

Gesprächsvermerk mit Herrn März 

Herr Harz  ist Geschäftspartner des AHB Nahrung und interessiert 

sich speziell für Maler der Münchner Schule. 

Reserviert hat er (Entscheidung spätestens zur LHM 82) 

1 Bild Grützner - 	Angebotspreis 30.000,- DM 

1 " 	Robaud 	" 	30.000,- DM 

2 Krüge (Shop) 

Zur LHM sollen auch Ober den Ankauf der Unikat-Produktion 

Meißen Verhandlungen geführt werden. 

Am Montag, dem 2.8. will sein Bevollmächtigter, Herr Steen, 

ein Bild Segelschiffe kaufen. Preis muß noch vereinbart 

werden. 

Alle Gegenständs  sind mit einem Kleber "reserviert Harz" bzw. 

Steen versehen. 

Farken 



Dokument 7 

Information für Genossin Harz 

Besuch bei Herrn Merz, Rosenheim  

Herr Merz interessiert sich für unsere Kollektion der Sächs. 
Porzellanmanufaktur. Die Ware soll vertrieben werden im 
arabischen und afrikanischen Raum. 
Ich bitte, für den nächsten Besuch von Herrn Steen eine 
Musterkollektion vorzubereiten. Als Preisangebot empfehle 
ich, analog Intrac bei einer größeren Abnahme 25 % Rabatt. 
zu geben. 

Farken 







Dokument 10 

Josef März 
82 Rosenheim 
Am Salzstadel 2 

Kunst und Antiquitäten 
GmbH i.L. 
z. Hd. des Liquidators 
Kastananienallee 19-21 

0-1409 Mühlenbeck 

Sehr geehrter Herr, 

als Anlage beigefügt 2 Schreiben, den Kaufvertrag 52-10/41001 be-

treffend. 

Originalschreiben nebst sämtlicher Unterlagen und Aufstellungen ist 

Ihnen gestern, 14.03.1991, mit eingeschriebenem Brief ex Rosenheim 

übersandt worden. 

Ich darf Sie bitten die Vorabsendung als Fax-Kopien zu bestätigen. 



JOSEF MÄRZ 

Kunst und Antiquitäten 	
14.03.1991 

GmbH i.L. 
z.Hd. des Liquidators 
Kastanienallee 19-21 

0-1409 Mühlenbeck  

Kaufvertrag Mr. 52-10 / 41001 aus dem Jahre 1984 
zwischen der Kunst und Antiquitäten GmbH und Herrn Josef März  

Sehr geehrte Herren, 

mein 1988 verstorbener Vater Josef März sen. hat Anfang 1984 von Ihnen 
220 Unikate der Staatlichen Porzellanmanufaktur Meissen zum Kaufpreis von 
VE 1.625.000,-- erworben. 

Bei dem damaligen Kauf wurde eine Packliste sowie eine begleitende 
Fotodokumentation über die sogenannte "Böttger Sammlung" übergeben. 

Im Zuge der Nachlaßabwicklung sind von der Erbengemeinschaft Josef März, 
als deren Bevollmächtigter ich auftrete, die 220 Unikate 1990/91 an die 
Firma Sabatier Antiquitäten GmbH, 2810 Verden, weiterverkauft und 
ausgeliefert worden. 

Diese hat nunmehr die seit der Auslieferung in Meissen ungeöffnet 
gebliebenen Kisten geöffnet und hierbei festgestellt, deß 220 Unikate 
hierin enthalten sind. Es sind jedoch in den Kisten nicht enthalten 
dreizehn sogenannte Hauptwerke der Böttger Sammlung, die in der 
Fotodokumentation abgewickelt sind. 

Der Käufer verlangt nun von uns Nachlieferung dieser dreizehn Hauptwerke 
innerhalb von 14 Tagen, ersatzweise macht er für den Fall der Nicht-
lieferung entgangenen Gewinn in Höhe von DM 1.007.000,-- geltend. Das 
entsprechende Schreiben der Firma Sabatier vom 12.3.1991 füge ich zur 
Kenntnisnahme bei. Weiter erhalten Sie Farbkopien der fehlenden, soge-
nannten Hauptwerke, die aus der Fotodokumentation der Kaufunterlagen 
entnommen wurden. 

Ohne damit einen Rechtsanspruch der Firma Sabatier GmbH der Erbengemein-
schaft Josef März gegenüber anzuerkennen, fordere ich Sie hiermit auf, 
die von der Firma Sabatier angemahnten 13 Hauptwerke innerhalb der 
gesetzten Frist nachzuliefern. 

..../2 



-2- 

JOSEF MÄRZ 

Für den Fall, daß Ihnen eine Nachlieferung nicht oder nicht rechtzeitig 
möglich sein sollte, behalte ich mir meinerseits entsprechenden Ersatz

-

anspruch Ihnen gegenüber vor, sollte die Erbengemeinschaft tatsächlich in 
Anspruch genommen werden. 

Für eine Rücksprache, ggf. unter Einbeziehung der Firma Sabatier GmbH, 
stehe ich nach vorheriger Terminabsprache gerne zur Verfügung. 

Mit vorzüglicher Hochachtung 



Einschreiben  

Erbengemeinschaft Josef -März 
p. A. Büro Josef März 
Am Salzstadel 2 

D-8200 Rosenheim 

Kaufvertrag vom 30.11.1990 
220 Meissener Unikate 
Böttger Sammlung 

Sehr geehrter Herr März, 

Verden, 12. März 1991 
Di./Ja. 

wir kommen zurück auf unser Schreiben vom 26.02.91, dessen 
Eingang Sie uns telefonisch durch Frau Pfeilstedter am 
04.03.91 bestätigen ließen. 

Durch die Tatsache, daß zweifelsfrei 13, den Wert der  Samm-
lung  nachhaltig beeinflussende, Kernstücke ausgetauscht 
wurden, ergibt sich aus der Differenz zwischen gekaufter 
und gelieferter Ware für uns ein Schaden, den wir im nach-
folgenden näher erläutern und quantifizieren: 

Gekauft wurde eine Kunstsammlung bestehend aus 220 Unikater, 
der Manufaktur Meissen. (Böttger Sammlung). 

Sie übergaben bei den Verkaufsgesprächen als Spezifikation 
sieben Bildbände mit insgesamt 189 fotographierten Teilen, 
d.h., Unikate, die garantiert in der Sammlung enthalten 
sein sollten. 

Die Unikate 17/78, 26/78 und 62/78 waren in den Bildbänden 
doppelt dokumentiert, sodaß faktisch 186 Unikate durch die 
vorgenannten Bildbände belegt waren. 

34 Unikate waren entsprechend nicht dokumentiert. 

In unserer Vorkalkulation zur Vorbereitung der Vertragsver 
handlungen hatten wir die unspezifizierten 34 Teile mit 
34 X 500 = DM 17.000,-- in unserer Einkaufskalkulation ein-
gesetzt und die spezifizierten 186 Teile mit entsprechend 
DM 1.451.000,-- bewertet, sodaß wir zu einem kalkulierten 
Einkaufswert der Sammlung von DM 1.451.000,-- kamen. 

Abgeschlossen wurde dann Zu DM 1.500.000,-- pauschal. 

SABATIER ANTIQUITÄTEN GMBH. POSTFACH 1726, BERGSTRASSE 2 
D-2816: VERDEN. TELEFON 0 42 31/30 35, TELEFAX 0 42 31/30 58. TELEX 24 217 saimex d 

CESCHÄFTSFÜHRER: EDUARD SABATIER. HEINRICH L BARTELS 



Bei den 186 Teilen wurde die Bewertung vorgenommen 
nach gemachten Erfahrungen im Handel und im F e rnest 
Export, und eine naturgemäß höhere Bewertung wurde 
vorgenommen bei solchen Unikaten, die ausdrücklich 
als Hauptwerke in dem Buch "Meissen Frühzeit und 
Gegenwart" durch die Manufaktur Meissen herausge-

stellt wurden. Ebenso wurde die Marktwertigkeit 
der Künstler des Kollektivs berücksichtigt. 

Die vor Abschluß gemachte handschriftliche Einkaufsbewertung 
liegt bei. 
Bei Lieferung und Vergleich der Ware mit den Fotos in den sie

-

ben Bildbänden, stellte sich heraus, daß 13 spezifizierte Uni

-

kate fehlten, davon 10, die in dem Buch "Meissen Frühzeit und 
Gegenwart" als Hauptwerke geführt werden. 
Es handelt sich um: 	("v.HW." = veröffentlichtes 

Hauptwerk) 

No. 64/79 Wandfliesenbild 	 v.HW. II/18 
No. 54/80 Wandfliesenbild 	v.HW. II/19 
4o. 11/80 Vase mit zwei Akten 	v.HW. II/21 
No. 28/79 Eiförmige Vase 	v.HW II/26 
No. 52/79 Kugelförmige Vase 	v.HW II/37 + Titel Rückseite 

No. 26/78 Wandplatte 	 v.HW II/60 
No. 66/79 Relief 	 v.HW II/71 
No. 55/79 Staffage 	 v.HW II/73 
No. 1/79 Balletteuse 	 v.HW II/74 
No. 69/79 Mädchenbüste 	 v.HW II/76 
No. 53/78 Harlekin 	 nicht publiziert 
No. 63/78 Figurenvase 	 nicht publiziert 
No. 64/78 Figurenvase 	 nicht publiziert 

Die Einkaufskalkulation ändert sich damit wie folgt: 
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Zu dem vorgenannten entgangenen 
Gewinn von 	 DM 	707.000,-- 

ist eine pauschale Kinderbewertung 
dar Sammlung hinzuzuaddieren, weil 
diese unvollständig ist. erfahrungsgemäß DM 300.000,-- 

Entgangener Gewinn insgesamt 	DM 1.007.000,-- 

Die  pauschale Minderbewertung um DM 300.000,-- ergibt sich 
aus der Handelsusance. Es ist jedermann bekannt, daß, wenn 
aus einer bedeutenden Sammlung hochkarätige Stücke entfernt 
werden, die sehr markant sind (publiziert), der Wert der 
Sammlung nicht nur in dem Maße zurückgeht, wie durch die 
Summe der fehlenden Einzelstücke belegt, sondern daß ein 
zus ä tzlicher Wertverlust für die Sammlung entsteht. 
Darüberhinaus entsteht gegenüber unseren Kaufinteressenten 
ein Vertrauensverlust, der hier in Zahlen nicht ausgedrückt 
werden. kann, dennoch aber einen beträchtlichen Schaden für 
uns bedeutet. 

Wir bitten Sie, damit wir unseren Verpflichtungen nachkommen 
können, denn die Ware wurde von uns nach Ihrer ursprünglichen 
Spezifikation angeboten, 

um Nachlieferung der fehlenden  Teile 
innerhalb von 14 Tagen.  

Sollte eine Nachlieferung nicht möglich sein, machen wir 
Schadensersatz geltend in Höhe der nachgewiesenen 

DM 1.007.000,-- 

In der Erwartung, daß Lieferung und Spezifikation überein-
stimmen würden, haben wir Ihnen zwei Bürgschaftserklarungen 
der Sparkesse in Bremen über je DM 500.000,--, fällig 20.04.91 
und 20.06.91, zur Sicherung der Restschuld aus diesem Kauf 
übergeben. 

In Anbetracht der nicht vereinbarungsgemäß durchgeführten 
Lieferung möchten wir Sie bitten, der Sparkasse in Bremen 
schriftlich mitzuteilen, daß Sie bereit sind, wegen des 
bestehenden Disputs uns als Hauptschuldner in Abänderung 
der Bürgschaft die Rechte nach §  770 8G8 und § 771 BGB 
einzuräumen. 
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Wir bedauern sehr, sehr geehrter Herr März, daß das mit Ihnen 
abgeschlossene Geschäft diesen Verlauf genommen hut. Wir er-
kennen auch, daß Sie von Ihren Lieferanten ganz offensichtlich 
getauscht wurden. 

Wir können nur um Ihr Verständnis dafür bitten, daß wir keine 
andere Wahl haben, als uns en Sie, unseren Vertragspartner, zu 
halten. 



Dokument 11 

Per Einschreiben  

Herrn 
Josef März 

Am Salzstadl 2 
W — 8200 Rosenheim 

Mühlenbeck, den 25. 3. 1991 

Ihr Schreiben vom 14. 3. 1991 

Sehr geehrter Herr März, 

Ihre Forderung weise ich dem Grunde und der Höhe nach 
zurück. 
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Abweichender Bericht der Berichterstatterin Andrea Lederer 
(Gruppe PDS/Linke Liste) vom 27. April 1993 

Vorbemerkung 

Der am 3. März 1993 von den Berichterstattern 
der CDU/CSU und der FDP-Fraktion festgestellte 
„3. Teilbericht des 1. Untersuchungsausschusses" ist 
für die Abgeordnetengruppe der PDS/LL nicht zustim-
mungsfähig. Die PDS/LL legt aus diesem Grunde ein 
abweichendes Minderheitenvotum vor. 

Daß die Kritik der PDS/LL in einem Minderheitenvo-
tum artikuliert wird, hat seinen Grund in einem von 
der Ausschußmehrheit zu verantwortenden Verfah-
ren bei der Erstellung des Berichtes, das eine imma-
nente Korrektur objektiv unmöglich machte. So wurde 
der von der Fraktion der CDU/CSU formulierte 
Abschnitt „Gesamtbeurteilung" den Vertretern der 
Opposition erst einen Tag vor seiner förmlichen Fest-
stellung im Entwurf zugänglich gemacht. Der Antrag 
auf eine Fristverlängerung um zwei Wochen, der von 
der PDS/LL ebenso gestellt wurde wie von SPD und 
Bündnis 90/Grüne wurde von den Koalitionsfraktio-
nen mit Mehrheit abgelehnt. Das Verfahren zeugt von 
dem Desinteresse der Ausschußmehrheit an  sachli-
chen Einwänden. 

Ein Blick auf den Inhalt des von ihr vorgelegten 
Berichtes zeigt warum. Er zeichnet sich durch selek-
tive Wahrnehmung einer komplexen Realität ebenso 
aus, wie durch ihre sehr einseitige Interpreta tion. 
Einige Beispiele mögen dies verdeutlichen. 

— Statt von Beweisen lebt der Bericht der Mehrheit in 
vielen Punkten von bloßen Behauptungen. Be-
hauptet wird z. B., daß „Verstöße gegen das Kul-
turgutschutzgesetz" der DDR „in einigen Fällen 
nachgewiesen werden" konnten „und zwar für die 
Jahre 1986 bis 1989". In Wahrheit nennt der 
Bericht gerade mal einen einzigen Fall , wo Kultur-
gut der Kategorie I die DDR verließ: den Verkauf 
des Marshallstabes eines preußischen Prinzen. 
Dabei vergißt der Bericht zu erwähnen, was er zu 
suggerieren versucht, daß nämlich dieser Stab 
keineswegs von der „Kunst- und Antiquitäten 
GmbH" (KuA) einem Sammler weggenommen 
wurde, sondern von privater Seite aus freiwillig 
angeboten wurde. 

Als Kronzeugen für die Behauptung, daß die 
„KuA" den Marshallstab wider besseres Wissen 
verkauft hat, zitiert der Mehrheitsbericht einen 
„Militärhistoriker" Kühn. Dieser Zeuge ist weder 
vor dem Ausschuß vernommen worden, noch liegt 
den Ausschußmitgliedern irgendein Dokument 
mit seinen Aussagen vor. Demgegenüber ver-
schweigt der Mehrheitsbericht, daß der „Militär-
historiker Kühn" als Mitarbeiter der Abteilung 
Museen und Denkmalpflege selbst mit Militaria 
gehandelt hat. Aus diesem Grunde wurde von dem 
damaligen stellvertretenden Kulturminister der 

DDR Dr. Dietmar Keller ein Disziplinarverfahren 
gegen ihn eingeleitet. 

— Für die behauptete „Aktion Licht", durch die 1962 
angeblich auf Befehl des Ministers für Staats-
sicherheit regional historisch bedeutsames Mu-
seums- und Archivgut in Magdeburg und anders-
wo beschlagnahmt wurde, bleibt der Bericht jeden 
Beweis schuldig. 

— Der Mehrheitsbericht widmet sich ausführlich der 
Vita und den geschäftlichen Aktivitäten des ehe-
maligen Generaldirektors der Kunst und Antiqui-
täten GmbH (KuA), Horst Schuster. Nicht erwähnt 
wird der Umstand, daß Schuster im Laufe seines 
Lebens nacheinander für die CIA, das MfS und den 
BND tätig war und nebenbei noch staatliche Gel-
der der DDR in Millionenhöhe an den Behörden 
vorbei zum Zweck der persönlichen Bereicherung 
im Ausland „geparkt" hatte. 

Die Methodik der Beweisführung im Mehrheitsbe-
richt, zu erwähnen, was dem eigenen politischen 
(Vor)urteil gemäß ist, dafür zu verschweigen oder zu 
relativieren, was ihm widersp richt, steht in eklatan-
tem Widerspruch zum Auftrag der Wahrheitsfindung. 
Die von der PDS/LL im folgenden vorgelegte Bewer-
tung des Kunst- und Antiquitätenhandels be an

-sprucht für sich nicht, der Weisheit letzter Schluß zu 
sein. Es ist der Versuch, sich einer Wahrheit anzunä-
hern, die in der Regel komplizierter ist, als es partei-
politische Kalküle zulassen. Der Form nach ist sie als 
Alternative zu dem Kapitel „D: Gesamtbeurteilung 
und Schlußfolgerungen" des Mehrheitsberichtes for-
muliert, inhaltlich steht sie in Konkurrenz zum 
Gesamtbericht. 

Gesamtbeurteilung 

1. Sachstand 

1.1 Die eine Seite der Angelegenheit 

Auf der Ebene der Beschreibung ist der Sachverhalt 
eindeutig. Zum Zweck der Devisenbeschaffung hat 
die KuA vor allem mit Unterstützung des Ministeriums 
für Finanzen Kunstgegenstände und Antiquitäten in 
das kapitalistische Ausland verkauft. Soweit es sich 
beurteilen läßt, hat die DDR dabei ihre Selbstver-
pflichtung, kein Kulturgut von nationaler Bedeutung 
(Kulturgut der Kategorien I und II) zu exportieren, 
weitgehend eingehalten. Bei der Beschaffung expo rt

-geeigneter Güter war sie allerdings in der Wahl ihrer 
Methoden wenig zurückhaltend. Der staatliche 
Kunsthandel wurde durch Planauflagen verpflichtet, 
einen Teil des ihm zur Verfügung stehenden Kunst- 
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bestandes für den Export an  die KuA zu veräußern. 
Gravierender, auch in moralischer Hinsicht, war der 
Umgang mit den privaten Sammlern. Ihnen wurde bei 
Verkauf die Be lieferung mit Mangelwaren wie Auto-
mobilen in Aussicht gestellt, gesellschaftliche Kon-
sumengpässe also ausgenutzt. Mittels ihrer Steuerho-
heit konfiszierte die DDR etliche p rivate Sammlun-
gen. Ihre Besitzer wurden zur Vermögenssteuer ver-
anlagt, die sie in der Regel nicht bezahlen konnten. An 
„Zahlungs Statt" gingen die Sammlungen in staatli-
chen Besitz über, um anschließend exportiert zu 
werden. Für einige der Betroffenen hatte dieses, auch 
nach Maßgabe der DDR-Gesetzgebung, fragwürdige 
Verfahren nicht nur den Verlust ihrer Kunstsammlun-
gen zur Folge, vereinzelt landeten Sammler auch im 
Gefängnis, zumeist unter dem Vorwurf der vorsätzli-
chen Steuerverkürzung. Da aber das offenkundige 
Ziel in der Inbesitznahme der Sammlungen bestand 
und dabei zum Teil gegenüber den Betroffenen rüde 
Methoden angewandt wurden, wird dieses Verfahren 
von uns als verurteilenswert und schändlich angese-
hen. 

Organisiert wurde der Kunsthandel über die KuA, die 
1973 ihre Exportgeschäfte aufnahm. Es handelte sich 
um eine Firma des Bereiches „Kommerzielle Koordi-
nierung" der unter Leitung von Alex ander Schalck-
Golodkowski stand. Wie alle DDR-Firmen, die mit 
dem kapitalistischen Ausland Handel trieben, war 
auch die KuA mit Mitarbeitern des Ministe riums für 
Staatssicherheit (MfS) durchsetzt. Inoffizielle Mitar-
beiter (IM) waren bis in die Leitungsebene tätig. Sie 
verrichteten das Geschäft aller Geheimdienste: Sie 
berichteten über Kolleginnen und Kollegen, zum Teil 
in denunziatorischer Form und versuchten, die gleich-
gerichteten Aktivitäten der Gegenseite zu verhin-
dern. Das staatliche Außenhandelsmonopol ver-
schaffte der KuA eine fast konkurrenzlose Geschäfts-
situation im Innern und eine relativ günstige Aus-
gangsbasis gegenüber den auswärtigen Abnehmern. 
Mit wachsender Verschlechterung der Zahlungsbi-
lanz erweiterte die KuA ihre Exportpalette auf Pfla-
stersteine, Rhinozeroshörner, den H andel mit Halb-
edelsteinen u. v. a. m. 

Der ökonomische Erfolg der KuA war eher gering. In 
den sechzehn Jahren ihres Bestehens konnte die 
Firma ca. 330 Mio. Valutamark an  den Staatshaushalt 
abführen. Zum Vergleich: In seinem mündlichen 
Bericht vor dem „Runden Tisch" bezifferte Prof. 
Gerstenberger die jährliche Valutagewinnabführung 
des Gesamtbereichs „KoKo" in den Jahren 1986 bis 
1989 mit jeweils 1,5 Mrd. Valutamark. (Bericht vom 
12. März 1990) 

1.2 Und die andere Seite 

Diese Bestandsaufnahme läßt sich — immer noch auf 
der Beschreibungsebene — um einige Aspekte ergän-
zen. Den Außenhändlern der DDR standen auf west-
licher Seite Geschäftspartner gegenüber, die späte-
stens seit 1984 aufgrund einer Veröffentlichung in der 
Zeitschrift „art" wußten, auf welche Weise die KuA an 

 ihre Handelsobjekte gelangte. Dieses Wissen hinderte 
sie nicht an lukrativen Abschlüssen. Bevor die DDR 

ihren Kunstexport in staatliche Regie nahm, tätigten 
westdeutsche Händler Geschäfte mit Privatanbietern 
in der DDR. Bei deren Export — z. T. wurden Kunst-
gegenstände als „Umzugsgut" deklariert — entstand 
der DDR durch Vorenthaltung von Zoll- und Steuer-
zahlungen nicht unerheblicher materieller Schaden. 
Solvente westdeutsche Kunden bedienten sich direkt 
in dem Lager der KuA in Mühlenbeck mit wertvollen 
Antiquitäten. Künstler aus dem kapitalistischen Aus-
land ließen sich ihr Auftrittshonorar in antiquarischen 
Naturalien entgelten. Bestens informiert über das 
Geschäftsgebaren der KuA war der Bundesnachrich-
tendienst (BND). Er hatte seine Informanten bis in die 
Leitungsebene der KuA plaziert. Deren früherer 
Geschäftsführer Horst Schuster diente dem BND eine 
zeitlang bis zu seiner, vom westdeutschen Geheim-
dienst organisierten Flucht 1983, als Kontakt. In der 
Bundesrepublik angekommen, wurden die aus der 
DDR exportierten Kunstwerke und Antiquitäten end- 
gültig zu Gegenständen der Geschäftemacherei. Sie 
bedienten entweder ein zahlungskräftiges Luxusbe-
dürfnis oder wurden als spekulative Geldanlage 
genutzt. Das „Nationale Erbe", gegen das verstoßen 
zu haben der DDR im Mehrheitsbericht vorgeworfen 
wird, existiert unter den Gesetzen des Privateigen-
tums in der Bundesrepublik erst gar nicht als 
Anspruch. Dieser Umstand relativiert nicht die Prak-
tiken der KuA, wohl aber die Selbstgerechtigkeit 
derer, die bezogen auf die DDR, moralisch verdam-
men, was sie in der Bundesrepublik für selbstver-
ständlich halten. 

2. Vorläufiges Fazit 

Die Beschreibung eines Sachverhaltes ist noch nicht 
seine Erklärung. Dies zeigt sich schon daran, daß die 
aufgelisteten Phänomene je nach politischem St and-
ort sehr unterschiedlich interpre tierbar sind und auch 
interpre tiert werden. Gegner des Sozialismus sehen in 
den Praktiken der KuA „eine dem Sozialismus imma-
nente Ausbeutung des Menschen am Werk", die das 
Ende der DDR in ihren Augen nachträglich moralisch 
rechtfertigt (Drucksache 12/4500, S. 63). Sie bewerten 
die beiden Seiten der auch im Kunsthandel zum 
Ausdruck kommenden deutsch-deutschen Beziehun-
gen sehr selektiv und verraten mit diesem Verfahren 
ihr politisches Interesse, für ein a p riori  gefälltes 
Negativurteil über die DDR nachträglich Belege zu 
sammeln. Apologeten der DDR, so es sie noch gibt, 
werden umgekehrt verfahren und mit dem Verweis 
auf die Aktivitäten westdeutscher Händler und 
Geheimdienste die DDR zu entschuldigen versuchen. 
Beide Varianten sind dem Kriterium der politischen 
Opportunität unterworfen und stehen damit zu dem 
der wissenschaftlichen Redlichkeit in Widerspruch. 
Wer die DDR nicht nur moralisch verdammen bzw. 
entschuldigen, sondern begründet kritisieren will, 
muß die festgestellten Phänomene des Kunsthandels 
zum Anlaß nehmen, weitergehende Fragen zu stellen. 
Ihre Beantwortung eröffnet, wenn auch nicht die 
Garantie, so doch die Möglichkeit, dem Wesen der 
Sache auf die Spur zu kommen. 
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3. Devisenerwirtschaftung als ökonomisches 
Programm 

Die DDR-Regierung etablierte den Bereich „KoKo", 
um auf diese Weise westliche Technologie zu impor-
tieren, die sie allerdings nur gegen harte Devisen 
bekam. Als besonderes Organ der DDR-Volkswirt-
schaft sollte KoKo vor allem im Handel mit der 
Bundesrepublik Deutschland diese Devisen erwirt-
schaften. Dieses Programm macht die sehr unter-
schiedlichen Ausgangspunkte deutlich, von denen 
aus die DDR und die Bundesrepublik jeweils in das 
Ost-West-Geschäft einstiegen. Während in der Bun-
desrepublik frei vagabundierendes Kapital nach loh-
nenden, also gewinnträchtigen Anlagemöglichkeiten 
suchte, ging es der DDR im wesentlichen um die 
Beschaffung von sachlichen Elementen der Produk-
tion. Ihr Ausgangspunkt war ökonomische Schwäche, 
nicht ökonomische Stärke. So mußte sie sich den 
Gesetzen des Weltmarktes, von denen sie zu profitie-
ren erhoffte, zunächst einmal unterwerfen. 

Bei der Realisierung ihres Beschlusses stieß die DDR

-

Volkswirtschaft folgerichtig auf gewaltige Hinder-
nisse, die ihr zum Teil von ihren westlichen „Part-
nern" errichtet wurden. Diese hatten an den Zah-
lungsmitteln der Staaten des RGW kein Interesse. Sie 
verlangten die Bezahlung ihrer Exporte in die DDR 
in ihrer eigenen Währung. Was in den Ländern 
des „Nicht-Sozialistischen-Wirtschaftsgebiets" (NSW) 
eine selbstverständliche Geschäftsbedingung dar-
stellt, der Geldhandel, mußte die DDR als besondere 
Aufgabe in ihre Ökonomie erst noch einbauen: die 
Erwirtschaftung von Devisen. Mit dieser Aufgabe 
betraut wurde u. a. der Bereich „Kommerzielle Koor-
dinierung", deren einer Bereich der H andel mit Kunst 
und Antiquitäten war. Einige Spezifika dieses volks-
wirtschaftlichen „Geldbeschaffungsprogramms" der 
DDR verdienen eine genauere Betrachtung. 

a) Im Gegensatz zu einem normalen innerkapitalisti-
schen Geschäft, das mit der Realisierung des geld-
lichen Äquivalents für die Ware des Anbieters 
beendet ist, sollten die KoKo-Firmen mit ihren 
ökonomischen Aktivitäten der DDR die geldlichen 
Voraussetzungen für ihre eigentliche Handels-
tätigkeit mit dem kapitalistischen Ausland über-
haupt erst verschaffen. 

b) Bei der Frage, mit welchen Mitteln die Devisen 
beschafft werden konnten, stieß die DDR erneut 
auf eine Schranke des Weltmarktes. Die meisten 
der in ihr produzierten Produkte stießen auf kein 
Kaufbedürfnis der westlichen Seite. Die DDR sah 
sich also von Anfang an  gezwungen, eine beson-
dere Abteilung ihrer Volkswirtschaft einzurichten, 
die extra Qualitätsware für das kapitalistische Aus-
land produzierte. Erzeugt wurde damit auch eine 
beträchtliche soziale Unzufriedenheit der Produ-
zenten, denen natürlich nicht verborgen blieb, daß 
die qualitativ besten Waren ins westliche Ausland 
gingen, während für ihren Konsum Waren schlech-
terer Güte „reserviert" blieben. Binnenökono-
misch bedeutete dieses Unterfangen, daß der 
nationalen Ökonomie für die speziellen Export-
erfordernisse zunächst Produktivkräfte entzogen 

wurden, wenn auch im Hinblick darauf, künftig 
wirksame zu erwerben. 

c) Der chronische Devisenmangel der DDR begrün-
dete sich also in der besonderen Architektur des 
Ost-West-Handels. Die Anstrengungen der DDR 
auf diesem Gebiet verschlechterten die volkswirt-
schaftliche Lage mehr, als daß sie diese verbesser-
ten. Die Inanspruchnahme von Krediten der DDR 
bei der Bundesrepublik Deutschl and führten zu 
einer permanent wachsenden Auslandsverschul-
dung der DDR. Seit 1969 erzielte die Bundesrepu-
blik Deutschland im innerdeutschen Handel (IDH) 
einen permanenten Exportüberschuß. Waren die 
Lieferungen in die DDR und die Bezüge aus ihr im 
Jahre 1968 in Milliarden Verrechnungseinheiten 
noch ausgeglichen, änderte sich dieses Verhältnis 
von 1969 von 2,1 zu 1,7 bis zu 1976 von 4,5 zu 3,9. 
Der in Anspruch genommene Swing (zinsloser 
Überziehungskredit) erhöhte sich von 400 Millio-
nen in 1969 auf 600 Mio. in 1972 bis auf 850 Mio. in 
1976. Der Bundesrepublik ermöglichte die wach-
sende ökonomische Abhängigkeit der DDR von ihr 
eine stärkere politische Einflußnahme auf sie. Die 
Vergabe von Krediten bzw. die Erhöhung des 
Swing wurde immer mehr von politischen Zuge-
ständnissen der Gegenseite abhängig gemacht, sie 
wurde erpreßt. So erklärte der damalige Kanzler-
amtsminister Schäuble vor dem Untersuchungs-
ausschuß, daß er die Sperrung des Ostberliner 
Flughafens Schönefeld für Bürgerkriegsflüchtlinge 
aus Sri  Lanka gegenüber dem DDR-Unterhändler 
Schalck zu einer „conditio" für die Erhöhung des 
„Swing" auf 850 Millionen DM gemacht habe. Die 
in dem Zweiten Statusbericht für den 1. Untersu-
chungsausschuß des Deutschen Bundestags „Kom-
merzielle Koordinierung (KoKo) " (MAT A 136) 
getroffene Feststellung des Bundeswirtschaftsmi-
nisteriums, daß „für die Bundesrepublik Deutsch-
land (...) die innerdeutschen Wirtschaftsbeziehun-
gen immer politisch wichtig (...) und gesamtwirt-
schaflich unwichtig" waren, während „die Bezie-
hungen" für die DDR „wirtschaftlich immer sehr 
wichtig" waren, bekommt hier einen materiellen 
Gehalt, der die Behauptung von den ausschließlich 
an  „menschlichen Erleichterungen" orientierten 
„Bemühungen" der Bundesregierung relativiert. 
Die tamilischen Flüchtlinge jedenfalls wurden 
durch Druck der Bundesregierung daran gehin-
dert, ihrem heimatlichen Bürgerkriegselend zu 
entkommen. Die Empörung darüber, daß die DDR 
sich menschliche Erleichterungen von der Bundes-
republik habe abkaufen lassen, wirkt recht 
unglaubwürdig angesichts der Tatsache, daß die 
Bundesrepublik Deutschland bereit war, Geld für 
menschliche Verschlechterungen auszugeben. 
Dies gilt zumindest für jene, die nicht bereit sind, 
Humanität von dem Nationalitätenstempel im Pass 
des Opfers abhängig zu machen. 

d) Einen vermeintlichen Ausweg aus dem Dilemma 
sah die DDR in dem Abschluß sogenannter Kom-
pensationsgeschäfte, Ware gegen Ware. Produk-
tionsanlagen aus der Bundesrepublik Deutschl and 
sollten mit Konsumgütern aus der DDR bezahlt 
werden. Auch hierbei waren die Ausgangsbedin-
gungen beider „Partner" sehr unterschiedlich. Die 
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Warenstruktur des innerdeutschen Handels ver-
schlechterte die „Terms of Trade" zu Ungunsten 
der DDR. Sie war auf industrielle Folgeausrüstun-
gen aus der Bundesrepublik Deutschl and ange-
wiesen, die Bundesrepublik Deutschl and umge-
kehrt keinesfalls auf in der DDR produzierte 
Strümpfe. Der ehemalige Leiter der Berliner Treu-
handstelle, Willi  Kleindienst, beschrieb die ökono-
mischen Auswirkungen für die DDR. „Wenn" in 
diesem Fall  (Textilien gegen Maschinen) „die 
Handelspartner im Westen argumentieren, die 
angebotenen Waren seien schwer verkäuflich, 
bleibt Ost-Berlin kaum etwas anderes übrig, als mit 
dem Preis herunterzugehen." (SPIEGEL 11/78) 
Dieser vom Westen unter Ausnutzung ihrer wirt-
schaftlichen Schwäche ausgeübte Zwang auf die 
DDR, Produkte weit unter Wert zu verkaufen, darf 
schändlich genannt werden. So verkaufte die DDR 
1978 Blusen, Röcke und Kostüme für 2,50 DM das 
Stück. Das wiederum überforderte die Wirtschafts-
kraft der Nationalökonomie der DDR bei weitem. 
Sie bekam nicht selten Schwierigkeiten damit, die 
vereinbarten Kompensationswaren rechtzeitig zu 
liefern. In diesen Fällen wurde das Geschäft „Ware 
gegen Ware" vertragsgemäß aufgehoben und die 
DDR mußte bar bezahlen, in eben jenen Devisen, 
die eigentlich erwirtschaftet werden sollten. 

4. Die ökonomischen Rahmenbedingungen bei 
der Gründung der Kunst- und Antiquitäten 
GmbH 

Das Jahr 1973, in dem die Kunst- und Antiquitäten 
GmbH gegründet wurde, steht für eine durch externe 
Faktoren verursachte dramatische Verschlechterung 
der volkswirtschaftlichen Situa tion der DDR. Die DDR 
geriet durch die Explosion der Rohstoff-, insbesondere 
der Ölpreise stark unter Druck. Als klassisches Indu-
strieland ohne besondere Rohstoffbasis war sie auf 
sichere und preisstabile Lieferungen aus der Sowjet-
union angewiesen. Um an den interna tional gestiege-
nen Ölpreisen zu profitieren, nicht zuletzt mit dem 
Ziel, die eigene Wirtschaft anzukurbeln, löste die SU 
in diesem Jahr das bisherige Festpreissystem mit 
einigen Übergangsregelungen auf. Mußte die DDR 
1972 für sowje tisches Rohöl noch 59 Valutamark die 
Tonne bezahlen, waren es 1976 bereits 213 Valuta-
mark. Dabei entrichtete die DDR als wirtschaftlich 
produktivstes RGW-Mitglied einen besonderen Tri-
but. Für andere RGW-Staaten, so berichtete der Spie-
gel 1977, sei der Preis bei weitem nicht so hoch 
geschraubt worden (SPIEGEL, 31. März 76). G. Mittag 
beziffert die Mehrkosten für das Rohöl in den Jahren 
von 1979 bis 1988 auf jährlich 15 Milliarden Mark, bei 
einem durchschnittlichen Wachstum der DDR-Volks-
wirtschaft von ca. nur 10 Milliarden Mark. Das Außen-
handelsvolumen mit der SU stieg in der Folge konti-
nuierlich zu Lasten möglicher Technologieimporte 
aus dem NSW. 1974 betrug der Außenhandelsanteil 
der DDR mit dem NSW noch 30,9 %. Bis 1978 war er 
auf 23,7 % gesunken. Um den wachsenden Schulden-
dienst zu bedienen — 1971 war die DDR noch schul-
denfrei, 1978 hatte sie bereits 7,8 Mrd. Auslandsschul

-

den mit wachsender Tendenz — unterwarf die DDR 
immer größere na tionale Ressourcen dem Zweck der 
Devisenbeschaffung. 

Eine dieser Ressourcen war der Bestand an  Antiqui-
täten und Kunstwerken, Gütern also, die nicht einmal 
Resultat DDR-eigener Produktion waren, sondern in 
früherer Zeit hergestellt wurden. Zu Waren wurden 
sie erst durch das zahlungskräftige Interesse des 
kapitalistischen Auslands, also in völliger Abhängig-
keit von dessen Bedürfnissen. Der Rückgriff der KoKo-
Firma KuA stieß dabei durchaus auf den Widerstand 
des staatlichen Kunsthandels, der H andel vom Stand-
punkt des Erhalts und der Verbesserung des nationa-
len Kunstbestandes aus betreiben wollte. In dieser 
Funktion erschien er dem Bereich KoKo als geschäfts-
schädigende Konkurrenz und wurde mit Unterstüt-
zung der entsprechenden staatlichen Org ane immer 
stärker ausgebootet. Der Umstand, daß die DDR für 
die spärlichen Gewinne dieses Geschäftes, jährlich ca. 
30 Millionen, enormen politischen Unbill in Kauf 
nahm, zeugt dabei eben nicht von der Skrupellosigkeit 
der politisch Verantwortlichen, sondern von ihrer 
ökonomischen Not. Einer Not freilich, die sie hem-
mungslos werden ließ beim „Erwerb" von Kunstbe-
ständen ihrer Bürger. 

5. Das Ende der KuA unter der Regierung 
Modrow 

Nach der „Wende" zog die Regierung der DDR 
praktische Konsequenzen aus der öffentlichen Kritik 
an  den Praktiken der KuA. Bereits zwei Tage nach der 
Vereidigung der „Regierung Modrow" verfügte der 
Ministerrat als eine seiner ersten Amtshandlungen, 
„daß ab dem 22. November 89 Antiquitäten und 
kulturelle Gebrauchsgüter nicht mehr exportiert wer-
den konnten. Zugleich wurde festgelegt, die vorhan-
denen Warenbestände durch staatliche Kommissio-
nen zu begutachten und einer inländischen Verwer-
tung, insbesondere Rückführung an  die Museen, 
zuzuführen." (Drucksache 12/3462, S. 1727) 

6. Die Ideologie des „Nationalen Erbes" — ein 
Fehler der SED 

Es wird den Verantwortlichen der DDR nicht leicht 
gefallen sein, einen guten Teil des „nationalen Erbes " 

an  kulturellen Gütern den ökonomischen Notwendig-
keiten zu opfern. Positiver Reichtum ließ sich damit 
ohnehin nicht erwerben, der Verkauf hatte einen rein 
negativen Zweck, die Verhinderung der Zahlungsun-
fähigkeit. Hinzu kam, daß die DDR auf dem Feld der 
Kultur, auf dem sie sich in der Systemkonkurrenz 
gegenüber der Bundesrepublik behaupten wollte und 
durchaus konnte, nur ungerne eine ideologische Nie-
derlage hinnehmen wollte. Und der Verlust an  politi-
scher Identität trat im Selbstverständnis der SED

-

Politiker auch dann ein, wenn Kunstwerke unterhalb 
der gesetzlich für schützenwert erachteten Katego-
rien in die Lager des weltpolitischen Konkurrenten 
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abflossen. Wer wie die SED den Imperialismus als 
„Feind jeder Kultur" bezeichnet, der bei „den wahren 
Künstlern nur Abscheu und Empörung hervorrufen 
kann" , so jedenfalls ließ sich der damalige Kulturmi-
nister Hoffmann auf dem IX. Parteitag der SED 
verlauten, gerät in Legitimitätsprobleme, wenn er der 
„kulturell verfallenden und verfaulenden imperialisti-
schen Welt" wertvolle Kulturgüter zum Kauf anbietet 
und deren Repäsentanten durch die Lager von Müh-
lenbeck führt. (Protokoll der Verhandlungen des IX. 
Parteitages der SED, Bd.1, S. 362) 

Von unserem Standpunkt aus ist allerdings nicht nur 
der Verkauf von Kulturgütern kritikabel, sondern 
auch die politische Ideologie, die sich der Bewahrung 
nationaler Kulturgüter als Dienst am Sozialismus 
verschrieben hat. Und das gleich in zweifacher Hin-
sicht. 

a) Die Bewahrung des kulturellen Erbes, die sich die 
DDR als gesetzlichen Auftrag selbst erteilte, meinte 
von Anfang an mehr als die Pflege und Konservie-
rung künstlerischer Produkte aus vorsozialisti-
schen Epochen. Die Selbstverständlichkeit, die 
ästhetisierte Suche nach subjektiver Wahrheit in 
der Kunst der Nachwelt zu erhalten, um ihr den 
Genuß an und durchaus auch Lehren aus der Kunst 
zu ermöglichen, reichte den be treffenden Ideolo-
gen der DDR, die allerdings auch in den eigenen 
Reihen nicht ohne Widerspruch blieben, nicht aus. 
Das Programm der SED verdeutlicht den politi-
schen Zweck, der mit der Pflege des „Erbes" 
verfolgt wurde. „Die sozialistische Kultur der Deut-
schen Demokratischen Republik ist dem reichen 
Erbe verpflichtet, das in der gesamten Geschichte 
des deutschen Volkes geschaffen wurde. Alles 
Große und Edle, Humanistische und Revolu tionäre 
wird in der Deutschen Demokratischen Republik in 
Ehren verwahrt und weitergeführt, in dem es zu 
den Aufgaben der Gegenwart in eine lebendige 
Beziehung gesetzt wird. " (Protokolle des IX. Par-
teitages der SED, Bd. 2, S. 251). Indem die DDR sich 
als in politisch moralischem Sinne rechtmäßige 
Erbin alles Wahren, Schönen und Guten definie rte, 
erklärte sie umgekehrt die Künstler früherer Epo-
chen zu ideologischen Vorgängern ihres Verständ-
nisses von Sozialismus. Die hätten sich demzufolge 
auch nicht in erster Linie als Künstler, sondern als 
Ausdruck einer geschichtlichen Entwicklung betä-
tigt, an  deren vorläufigem Ende der Sieg des 
Sozialismus nach ihrem Verständnis stand. Marx 
allerdings, auf den sich jene SED-Ideologen zu 
berufen pflegten, hätte sich gegen eine solche 
Instrumentalisierung der Kunst verwahrt. Ein Goe-
the war nun mal kein Vorläufer des Sozialismus, 
auch kein heimlicher und um ihn zu einem solchen 
zu machen, muß man  sein Werk verfälschen. Sol-
che Kulturpolitik zeugt darüber hinaus von ideolo-
gischer Schwäche der SED. Wenn nämlich die 
Legitimation eines „realsozialistischen" Staates 
gegenüber der eigenen Bevölkerung in relevan-
tem Maße geschichtsphilosophisch aus der künst-
lerischen Tätigkeit vorsozialistischer Epochen ab-
geleitet wird, dann wohl deshalb, weil die aktuel-
len materiellen Lebensumstände wohl nur wenig 
Anlaß zur Zufriedenheit bieten. Die geschichtstele-
ologische Mystifizierung von Kunst, die ihr einen 

politischen Zweck zuschreibt, den diese schlech-
terdings gar nicht haben kann, wirkt objektiv 
antiaufklärerisch und machte die SED für ihre 
eigene Bevölkerung in einem Punkt angreifbar, wo 
es nun wirklich nicht nötig war. So war der Mar-
shallstab sehr kunstvoll gefertigt, „geerbt" aller-
dings hatte die DDR mit ihm etwas anderes, ein 
Symbol des Militarismus. Daß dieses Symbol aus 
Devisennot an die westdeutschen Liebhaber ver-
gangener wie zukünftiger Schlachten verkauft 
wurde, hätte der Bevölkerung der DDR möglicher-
weise eher eingeleuchtet, als seine Erhebung zum 
„Quell" sozialistischer Nationalkultur. 

Der „Sozialistische Realismus", also die direkte 
Indienstnahme der Kunst zu staatlichen Propagan-
dazwecken, ist die logische Fortsetzung dieses 
Kunstverständnisses. Die „realistische" Feier der 
„Werktätigen", ihrer Leistungen und Tugenden, 
fand ihr Komplement in einer Politik, die einen 
wirklichen Ansatz zur Überwindung der aus dem 
Kapitalismus übernommenen Arbeitsteilung ver-
missen ließ. Statt praktische Schritte zu unterneh-
men, um das Diktum Lenins, daß jede Köchin in der 
Lage sein müsse, den Staat zu regieren, Realität 
werden zu lassen, wozu es nötig ist, daß sie eben 
nicht in ihrer Tätigkeit als Köchin aufgeht — wer 
acht Stunden in einer Großküche tätig ist, kann sich 
die dazu notwendigen Fähigkeiten schon aus phy-
sischen Gründen nicht aneignen — verklärte sie als 
Tugend, was ein zu überwindender Mangel der 
realsozialistischen Gesellschaft war. 

b) Die Rede vom nationalen Erbe ist mit einem 
sozialistischen Selbstverständnis ebensowenig 
vereinbar. Die Verwandlung des Werkes eines 
deutschen Künstlers in ein deutsches Kunstwerk ist 
nicht nur ein sprachliches Problem. Sie entkleidet 
die Kunst gerade ihres Spezifikums, der Subjekti-
vität, und definiert  sie zum Ausdruck eines allge-
meinen deutschen Nationalcharakters. Diese Poli-
tisierung der Kunst hat schwerwiegende Konse-
quenzen. Wer sich an den Landschaften eines 
Caspar David Friederich nicht nur erfreut, wer an 
Goethes „Wahlverwandschaften" nicht die präzise 
Darstellung bürgerlicher Techniken der Heuchelei 
herausliest, sondern auf beides als Ausdruck erha-
bener deutscher Kultur stolz ist, setzt die eigene 
nationale Kunst in ein Konkurrenzverhältnis zu 
anderen Kulturen und wird darüber — nationali-
stisch. Diese falsche Gleichung ist auch verant-
wortlich für eines der dunkleren Kapitel der DDR

-

Kulturpolitik. In den Jahren 1951 bis 1952 arbeitete 
der wohl bekannteste kommunistische Komponist 
Hans Eisler den Text einer Faust-Oper aus, die im 
Mai und Juni 1953 Gegenstand einer heftigen 
Debatte im damaligen SED-Zentralorgan „Neues 
Deutschland" (ND) war, in deren Verlauf dem 
Kommunisten Eisler vorgeworfen wurde, „dem 
deutschen Nationalgefühl ins Gesicht geschlagen" 
zu haben sowie „die Einflüsse des heimatlosen 
Kosmopolitismus noch nicht überwunden" zu 
haben (ND, 14. Mai 1953). Es dauerte bis zum Jahr 
1982, bis wenigstens der Textentwurf der Eisler-
Oper auf einer DDR-Bühne vorgetragen werden 
konnte. 
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Diese beiden Feststellungen ändern allerdings nichts 
daran, daß es durchaus anerkennenswert ist, daß die 
DDR im Vergleich zu ihren Möglichkeiten auch relativ 
mehr zur Erhaltung und Restaurierung von Kulturgü-
tern  und Denkmälern getan hat, vor allem breiten, fast 
kostenlosen Zugang zu Kunst und Kultur ermöglichte 
und fast jeder und jedem ohne soziale Einschränkung 
kulturelle Betätigung ermöglichte. 

Daß der nationalistische Umgang der DDR mit Kultur 
auf keine Kritik der Ausschußmehrheit gestoßen ist, ist 
allerdings dadurch zu erklären, daß ein entsprechen-
der Umgang mit Kultur auch in der Bundesrepublik 
Deutschland üblich ist und von der Ausschußmehrheit 
nach wie vor für richtig gehalten wird. Dies kommt 
nicht nur in der Klage über die angebliche Kultur-
losigkeit der „Amerikaner" zum Ausdruck, die den 
Neid auf die ökonomische und politische Potenz 
dieser Nation mit abschätzigen Verweisen auf ihre 
„Coca-Cola und Hamburger Kultur" ideell zu kom-
pensieren versucht. Sie findet sich auch in dem Fazit 
des Mehrheitsberichtes, der in „Kunst und Kultur" 
eine der „Grundlagen der Identifikation eines Volkes 
mit seiner Vergangenheit" sieht und der „Staats- und 
Parteiführung der DDR" vorwirft, „jahrelang zugelas
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sen" zu haben, „daß dieses na tionale Erbe aller 
Deutschen systematisch dezimiert worden ist." Die 
Freude darüber allerdings, „daß ein Ende gesetzt 
worden ist" , ist sachlich falsch und politisch mehr als 
unglaubwürdig. Denn erstens ist der weitaus größte 
Teil dieses Erbes, ca. 60 %, lediglich von Deutschl and
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Ost nach Deutschland-West gewandert. Und zweitens 
ist der durch die Wiedervereinigung faktisch gewor-
denen Unterwerfung der Kunst unter die Gesetze des 
Geldes die Möglichkeit geschaffen, diese erst recht zu 
dezimieren, nämlich zugunsten zahlungskräftiger 
Nachfrage, die sich von nationalen Gefühlen längst 
emanzipiert hat. Der Fall  jenes japanischen Millio-
närs, der sich nach seinem Tode zusammen mit dem 
von ihm rechtmäßig erworbenen Bild eines holländi-
schen Meisters verbrennen lassen wollte, zeigt in 
seiner AuBergewöhnlichkeit das Prinzip des Privatei-
gentums an: exklusiver Besitz, der alle anderen von 
der Verfügung über ihn ausschließt. 

Insofern ist Rudolf Bahro zuzustimmen, der die Wie-
dervereinigung mit dem Satz kommentierte, nicht der 
bessere deutsche Staat habe gewonnen, sondern der 
stärkere. 


